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Sechstes Treffen des Rates der Außenminister der 
OSZE-Teilnehmerstaaten 
 
am 18. und 19. Dezember 1997 in Kopenhagen1 
 
 
Zusammenfassung des Vorsitzenden 
 
Die OSZE-Teilnehmerstaaten bekräftigten ihre Solidarität im Streben nach 
einer Zukunft in Sicherheit und Stabilität.  
Nach Ansicht der Minister stellt die OSZE in der sich gestaltenden europäi-
schen Sicherheitsarchitektur ein wesentliches Forum für ihre Bemühungen 
dar. Aufbauend auf ihrer Arbeit an einem gemeinsamen und umfassenden 
Sicherheitsmodell für Europa im einundzwanzigsten Jahrhundert stimmten 
die Minister Leitlinien für ein politisch bindendes OSZE-Charta-Dokument 
für europäische Sicherheit zu. Dieses wichtige Dokument wird die OSZE in 
ihrer künftigen Rolle leiten. Die Minister gaben die Grundzüge für die wich-
tigsten Leitlinien für die Arbeit an einem derartigen Charta-Dokument vor, 
das auf Ebene der Staats- und Regierungschefs der OSZE-Teilnehmerstaaten 
angenommen werden soll. 
Die Teilnehmerstaaten leisteten 1997 durch ihre Arbeit in der OSZE, wo 
nötig, Hilfestellung und aktive Unterstützung zur Förderung der 
Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit und der Achtung der Menschenrechte 
im gesamten OSZE-Gebiet. Gestützt auf den Status der OSZE als regionale 
Abmachung im Sinne von Kapitel VIII der Charta der Vereinten Nationen 
bestätigten die Staaten die Rolle der Organisation als eines der 
Hauptinstrumente für Frühwarnung, Konfliktverhütung, Krisenbewältigung 
und Konfliktnachsorge im OSZE-Gebiet. Nie zuvor hatten die OSZE-
Teilnehmerstaaten ihre Organisation so aktiv als Instrument eingesetzt, um 
so viele Fragen zu behandeln, die für ihre gemeinsame Sicherheit von 
Bedeutung sind.  
Die Minister waren sich darin einig, daß die OSZE weiter verbessert werden 
muß, um die Einhaltung und Umsetzung der gemeinsamen Prinzipien und 
Verpflichtungen zu fördern. Sie kamen überein, eine verstärkte 
Zusammenarbeit zwischen der OSZE und anderen Organisationen 
anzustreben, die ihre Wertvorstellungen teilen. 
Als Ausdruck ihres Willens, dafür zu sorgen, daß die OSZE auch weiterhin 
rasch und flexibel handeln kann, vereinbarten die Minister einen Sonderme-
chanismus zur Finanzierung größerer OSZE-Projekte. Dieser Beschluß und 
der zu Beginn des Jahres eingerichtete Fonds für unvorhergesehene Ausga-
ben, der ein unverzügliches Tätigwerden in Krisensituationen ermöglichen  

                                                        
1 Aus: Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Hrsg.), Bulletin 3/1998, S. 17-23. 
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soll, sind die Hauptelemente der vom Amtierenden Vorsitzenden 
vorgeschlagenen Finanzreform. Dieser Sondermechanismus wird bis 31. 
Dezember 2000 in Kraft bleiben. 
Im Sinne ihres Bekenntnisses zur Verstärkung der Umsetzung der OSZE-
Verpflichtungen im Medienbereich begrüßten die Minister die Einigung 
über das Mandat eines OSZE-Beauftragten für Medienfreiheit. Sie stimmten 
dem Vorschlag des Amtierenden Vorsitzenden zu, Herrn Freimut Duve 
(Deutschland) auf diesen Posten zu berufen. 
Der Ministerrat äußerte sich anerkennend über die führende Rolle, die die 
OSZE bei den beachtlichen Fortschritten bei der Durchführung der Überein-
kommen gespielt hat, die im Laufe des vergangenen Jahres gemäß Anhang 
1-B Artikel II und Artikel IV des Allgemeinen Rahmenübereinkommens für 
Frieden in Bosnien und Herzegowina ausgehandelt wurden. Die Minister 
begrüßten die Ernennung von Botschafter Henry Jacolin (Frankreich) zum 
Sonderbeauftragten, der bei der Abhaltung und Durchführung der Verhand-
lungen zu Artikel V behilflich sein soll. Dieser Prozeß wird den Frieden und 
die Stabilität in Südosteuropa fördern. 
Angesichts der Bedeutung der OSZE-Implementierungstreffen zu Fragen 
der menschlichen Dimension als wesentlichem Element zur Förderung der 
Einhaltung von OSZE-Verpflichtungen beschlossen die Minister, den 
Ständigen Rat mit der Ausarbeitung eines neuen Satzes von Modalitäten für 
diese Treffen zu beauftragen, um deren Wirksamkeit zu erhöhen. 
Die Minister vermerkten anerkennend, daß die Reform des OSZE-Sekretari-
ats in Angriff genommen wurde. Sie begrüßten insbesondere die 
Verabschiedung eines Mandats für einen Koordinator für ökonomische und 
ökologische Aktivitäten der OSZE im Sekretariat, dessen Auftrag es ist, die 
Fähigkeit des Ständigen Rates und der OSZE-Institutionen zu erhöhen, in 
wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Aspekten der Sicherheit tätig zu 
werden. 
Der Ministerrat begrüßte die wichtige Rolle der OSZE bei mehreren Krisen 
und in Situationen nach Konflikten. Er würdigte die engagierten Bemühun-
gen der Leiter der OSZE-Missionen und ihrer Mitarbeiter, des Hohen Kom-
missars für nationale Minderheiten, des Büros für demokratische Institutio-
nen und Menschenrechte (BDIMR) und des OSZE-Sekretariats. 
Die Minister bekannten sich zu einem demokratischen und multiethnischen 
Bosnien und Herzegowina und zur anhaltenden Unterstützung für das 
Allgemeine Rahmenübereinkommen. Die Verlängerung des Mandats der 
OSZE-Mission in Bosnien und Herzegowina bis 31. Dezember 1998 ist 
Ausdruck dieses Bekenntnisses. 
Die Arbeit der OSZE-Missionen in den Bereichen Menschenrechte, Demo-
kratisierung, Rüstungskontrolle und vertrauensbildende Maßnahmen wurde 
anerkennend vermerkt. Die Minister unterstrichen ferner den beeindrucken-
den Beitrag, der durch die Überwachung der Vorbereitung und 
Durchführung der Kommunalwahlen in ganz Bosnien und Herzegowina und 



 467

der Parlamentswahlen in der Republika Srpska geleistet wurde. Die Minister 
stellten insbesondere fest, daß die Umsetzung der Wahlergebnisse innerhalb 
der entsprechenden Fristen fester Bestandteil des demokratischen 
Wahlprozesses ist. Sie verdeutlichten ferner, daß durch diese Wahlen nun 
die Strukturen für die weitere demokratische Entwicklung Bosnien und 
Herzegowinas vorhanden sind. Die Verantwortung für Fortschritte liege nun 
in erster Linie bei den Parteien selbst. 
Die Minister dankten Frau Susanna Agnelli (Italien) für ihre Rolle als Per-
sönliche Vertreterin des Amtierenden Vorsitzenden für die Aufbringung von 
Mitteln für die Kommunalwahlen. 
Die Minister betonten die Wichtigkeit einer engen Zusammenarbeit mit 
anderen internationalen Organisationen und Institutionen, darunter vor 
allem mit dem Hohen Repräsentanten, sowie mit einschlägigen 
nichtstaatlichen Organisationen. 
Die Entwicklungen in Albanien im Frühjahr 1997 stellten Europa und seine 
Stabilität vor eine neue, ernste Herausforderung. Die Minister würdigten die 
rasche Reaktion des Amtierenden Vorsitzenden, der Dr. Franz Vranitzky 
(Österreich) zu seinem Persönlichen Vertreter bestellte, auf die beginnende 
Krise. Die Minister dankten Dr. Vranitzky mit herzlichen Worten für seinen 
wichtigen Beitrag. 
Die Bemühungen des Amtierenden Vorsitzenden und seines Persönlichen 
Vertreters schufen die Grundlage für internationales Eingreifen, durch das 
die Krise eingedämmt werden konnte, und ebneten den Weg für Parlaments-
wahlen und einen Neubeginn demokratischer und wirtschaftlicher Refor-
men. Die Minister dankten der OSZE-Präsenz in Albanien und dem Büro 
für demokratische Institutionen und Menschenrechte (BDIMR) für ihre 
Bemühungen bei der Vorbereitung und Abhaltung dieser Wahlen. Ihr Dank 
galt auch Italien für seine Rolle während der Krise im Zusammenhang mit 
der Multinationalen Schutztruppe. 
Die Minister äußerten ihre Entschlossenheit, Albanien auch weiterhin inter-
nationale Hilfe zur Verfügung zu stellen, unter anderem über die OSZE, die 
als flexibler Koordinierungsrahmen für dieses Unternehmen fungiert. Alba-
nien habe unter anderem gezeigt, wie wichtig eine enge Zusammenarbeit 
zwischen der OSZE, den Vereinten Nationen, der Europäischen Union und 
der Multinationalen Schutztruppe sowie mit anderen einschlägigen Organi-
sationen wie etwa dem Europarat ist. Sie äußerten die Ansicht, daß diese 
Zusammenarbeit und die koordinierende Rolle der OSZE bei der 
Behandlung ähnlicher Krisen als Richtschnur dienen können. 
Die Minister begrüßten die Verstärkung der OSZE-Mission in Kroatien, be-
stätigten deren allgemeine Aufgaben im Bereich der Menschenrechte und 
unterstrichen ihre besondere Bedeutung im Hinblick auf die Rückkehr der  
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Flüchtlinge in beide Richtungen. Sie stellten fest, daß der Ablauf des Man-
dats der Übergangsverwaltung der Vereinten Nationen im Januar 1998 neue 
Herausforderungen für die OSZE in Ostslawonien mit sich bringen wird, 
und zeigten sich befriedigt, daß die Zusammenarbeit mit den Vereinten Na-
tionen im Bereich der Polizeiüberwachung über diesen Termin hinaus 
fortgesetzt wird. 
Die Minister äußerten ihre Enttäuschung darüber, daß die im González-Be-
richt vom Dezember 1996 genannten Abhilfemaßnahmen für demokratische 
Mängel in der Bundesrepublik Jugoslawien von der Regierung nicht in aus-
reichendem Maße umgesetzt wurden. Sie appellierten an alle politischen 
Kräfte, einen konstruktiven Dialog zu diesen Fragen aufzunehmen. Sie erin-
nerten daran, daß die OSZE eingeladen worden war, die Wahlen in der Bun-
desrepublik Jugoslawien zu beobachten, und meinten, daß durchaus Raum 
für weitere Zusammenarbeit mit der OSZE vorhanden sei. Die diesbezügli-
chen mehrmaligen Angebote des Amtierenden Vorsitzenden an die Regie-
rung der Bundesrepublik Jugoslawien, bei der Weiterentwicklung des demo-
kratischen Prozesses behilflich zu sein, hätten nach wie vor Gültigkeit. Es 
wurde festgestellt, daß hierzu noch keine Reaktion erfolgt sei. 
Anlaß zu ernster Sorge gaben die zunehmenden Spannungen in Kosovo. Die 
Parteien wurden eindringlich aufgefordert, einen konstruktiven Dialog im 
Hinblick auf politische Lösungen einzuleiten. Die Minister riefen die Regie-
rung der Bundesrepublik Jugoslawien auf, mit dem Persönlichen Vertreter 
des Amtierenden Vorsitzenden für Kosovo, Max van der Stoel, zusammen-
zuarbeiten. Die Minister bedauerten, daß die Regierung der Bundesrepublik 
Jugoslawien dem Persönlichen Vertreter bisher keine Einreiseerlaubnis 
erteilt hat. 
Es wurde für wichtig erachtet, daß so rasch wie möglich eine OSZE-Mission 
in der Bundesrepublik Jugoslawien eingerichtet wird. 
Die Minister waren der Ansicht, daß ein echtes Bekenntnis zur Demokratie 
und zum Dialog nicht nur der Bundesrepublik Jugoslawien zugute kommen 
würde. Es würde sich auch positiv auf die Einbindung der Bundesrepublik 
Jugoslawien in die internationale Gemeinschaft und auf die Diskussion über 
die zukünftige Rolle, die die Bundesrepublik Jugoslawien innerhalb der 
OSZE spielen kann, auswirken. 
Die Minister bestätigten die Bedeutung der regionalen Zusammenarbeit für 
die Förderung von Frieden und Stabilität in Südosteuropa. Das Potential 
dieses Prozesses sollte in größerem Maße genutzt werden. 
Der Amtierende Vorsitzende berichtete über Entwicklungen in bezug auf 
Moldau seit dem Gipfeltreffen von Lissabon. Die Unterzeichnung des Me-
morandums über die Grundlagen für die Normalisierung der Lage und der 
Gemeinsamen Erklärung am 8. Mai 1997 war ein wichtiger Schritt in Rich-
tung einer dauerhaften Regelung auf der Grundlage der Unabhängigkeit,  
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Souveränität und territorialen Integrität Moldaus. Es bleibt jedoch noch viel 
zu tun. Die Minister äußerten die Hoffnung, daß die fortlaufenden Kontakte 
zwischen den Parteien und den Vermittlern bald zu konkreten Fortschritten 
führen werden. Sie erklärten erneut die Bereitschaft der OSZE, bei der Um-
setzung der vereinbarten Dokumente und bei den Bemühungen um eine end-
gültige Regelung in enger Zusammenarbeit mit den russischen und ukraini-
schen Vermittlern Hilfestellung zu leisten. 
Mit tiefer Besorgnis wurde vermerkt, daß das bilaterale Abkommen 
zwischen Rußland und Moldau vom 21. Oktober 1994 über den Abzug aller 
russischen Streitkräfte aus Moldau und die im Lissabonner Dokument zum 
Ausdruck gebrachte Erwartung eines raschen, geordneten und vollständigen 
Abzugs der russischen Truppen sich keineswegs erfüllt hat, insbesondere in 
bezug auf Munition. Somit befinden sich noch immer russische Streitkräfte 
im Land. Rund 40 Prozent des Personals wurden 1997 abgezogen, doch sind 
immer noch erhebliche Mengen an russischer Ausrüstung und Munition, be-
wacht von russischen Truppen, in dem Gebiet gelagert. Die Minister verlie-
hen der Erwartung Ausdruck, daß der Abzug der russischen Streitkräfte aus 
Moldau im Einklang mit den auf dem Gipfeltreffen in Lissabon eingegan-
genen Verpflichtungen fortgesetzt und in naher Zukunft abgeschlossen wird. 
Die Ausarbeitung eines Zeitplans könne den Abzug begünstigen, und erhöh-
te Transparenz könne das Vertrauen stärken, was zu größerer Stabilität in 
der Region führen würde. Die OSZE wird die Frage weiterhin genau verfol-
gen. 
Der Ministerrat würdigte die wertvolle Arbeit der OSZE-Unterstützungs-
gruppe in Tschetschenien (Russische Föderation), insbesondere während der 
Wahlen im Januar 1997, und die Bemühungen in der Zeit danach, die sich 
auf die Überwachung der Menschenrechte und die Unterstützung humanitä-
rer Organisationen konzentrierten. Bedauern und große Besorgnis wurden 
darüber geäußert, daß die Sicherheitslage in Tschetschenien die Möglichkeit 
der Unterstützungsgruppe und der humanitären Organisationen, ihren 
Aufgaben nachzukommen, stark behinderte. 
In Georgien kam es seit dem Gipfeltreffen von Lissabon im Konflikt betref-
fend die Region Zchinwali/Südossetien zu gewissen Erfolgen. Die Minister 
kamen überein, daß die OSZE über ihre Mission gemeinsam mit der 
internationalen Gemeinschaft im allgemeinen den Parteien weiterhin 
nahelegen sollte, den politischen Dialog über die Frage des Status und 
andere vordringliche Fragen auf allen Ebenen fortzusetzen. 
In bezug auf Abchasien, Georgien, wurde mit Bedauern festgestellt, daß in 
Schlüsselfragen wie der Frage des Status und der Flüchtlingsproblematik 
keine sichtbaren Fortschritte zu verzeichnen sind, seit auf dem Gipfeltreffen 
von Lissabon die Lage erhoben und die Unterstützung für die Souveränität 
und territoriale Integrität Georgiens bekräftigt worden war. Die Minister 
würdigten die Bemühungen zur Herbeiführung eines direkten Dialogs 
zwischen den Konfliktparteien durch die Russische Föderation als 
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Vermittler, die beim Zustandekommen eines bilateralen Treffens zwischen 
Präsident Schewardnadse und dem abchasischen Führer Ardzinba 
Hilfestellung geleistet hatte. Die Minister begrüßten die Tatsache, daß der 
Genfer Prozeß unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen nun fest 
etabliert ist, einschließlich der Rolle der "Freunde des Generalsekretärs der 
Vereinten Nationen", und daß die Parteien ihre Zusage bekräftigt haben, 
eine Konfliktlösung basierend auf der Nichtanwendung von Gewalt 
anzustreben.  
Die Minister bekräftigten den Willen der OSZE, die Aktionen der Vereinten 
Nationen im Interesse einer dauerhaften und umfassenden Lösung des Kon-
flikts in Abchasien, Georgien, auch weiterhin zu unterstützen, einschließlich 
der raschen und sicheren Rückkehr der Flüchtlinge und Vertriebenen in ihre 
Heimat unter internationaler Überwachung, und der Normalisierung der 
Lage nach dem Konflikt. Die OSZE ist darüber hinaus bereit, ihrerseits eine 
Verstärkung des VN/OSZE-Menschenrechtsbüros in Suchumi ins Auge zu 
fassen. 
Die Minister betonten, daß die friedliche Regelung der Konflikte in 
Georgien zusätzliche Transparenzmaßnahmen hinsichtlich militärischer 
Waffen und Ausrüstungen im Konfliktgebiet verlangt. Diesbezüglich 
nahmen die Minister die Bemühungen im Rahmen der Gemeinsamen 
Beratungsgruppe hinsichtlich der militärischen Ausrüstung zur Kenntnis, 
die nicht der vertragsgemäßen Rechenschaftspflicht und Kontrolle im KSE-
Vertrag unterworfen werden. 
Die Minister ermutigten die betroffenen Parteien, die internationale 
Gemeinschaft, die OSZE über ihre Mission sowie die "Freunde des 
Generalsekretärs der Vereinten Nationen", sich für die Intensivierung der 
Verhandlungen zwischen den Parteien über den politischen Status der 
Region Zchinwali/Südossetien und von Abchasien, Georgien, einzusetzen. 
Die Minister nahmen mit Genugtuung zur Kenntnis, daß in Tadschikistan 
die von den Vereinten Nationen vermittelten intertadschikischen Gespräche 
erfolgreich abgeschlossen wurden. Anlaß zur Sorge gebe jedoch die 
gegenwärtige Lage in Tadschikistan, die schwierig, instabil und angespannt 
ist. Die Minister ermutigten alle politischen Kräfte im Land zur 
Zusammenarbeit, um im Interesse des tadschikischen Volkes eine friedliche, 
demokratische Entwicklung zu gewährleisten. Sie bestätigten, daß die OSZE 
nach wie vor willens ist, diesen Prozeß in enger Zusammenarbeit mit den 
Vereinten Nationen und anderen internationalen Organisationen zu 
unterstützen. 
Der Ministerrat erhielt den Bericht der Kovorsitzenden der Minsker Konfe-
renz über Fortschritte in Richtung einer Lösung des Konflikts um Berg-
Karabach. 
Der Amtierende Vorsitzende begrüßte die Bemühungen der Kovorsitzenden 
und schloß sich ihrem Bericht zu dieser Frage vollinhaltlich an. Der Amtie- 
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rende Vorsitzende ersuchte die Kovorsitzenden, ihre Arbeit fortzusetzen, 
und forderte alle Parteien eindringlich auf, die Verhandlungen auf der 
Grundlage des Vorschlags der Kovorsitzenden unverzüglich wieder 
aufzunehmen. 
Die Minister begrüßten das Interesse der zentralasiatischen Teilnehmerstaa-
ten an einem aktiven Engagement der OSZE in der Region. Dies zeige sich 
an den konkreten Vorschlägen über Zusammenarbeit und Unterstützung zur 
Bewältigung von Herausforderungen, unter anderem im sozialen und öko-
logischen Bereich und in Fragen des illegalen Drogenhandels. 
Sie nahmen ferner Kenntnis von den Initiativen Aserbaidschans, Georgiens, 
Kasachstans, Kirgisistans, der Ukraine und Usbekistans zur Stärkung der 
regionalen Sicherheit. 
Mit Genugtuung wurde vermerkt, daß die OSZE-Beratungs- und -Überwa-
chungsgruppe in Belarus nunmehr bereit ist, ihre Arbeit im Sinne des im 
September dieses Jahres genehmigten Mandats aufzunehmen. Es stehe zu 
hoffen, daß die Tätigkeit der Gruppe sowohl für die demokratischen 
Prozesse innerhalb Belarus als auch für die Beziehungen des Landes mit der 
internationalen Gemeinschaft von Bedeutung sein werden. 
1997 wurde die Fähigkeit der OSZE erheblich gestärkt, OSZE-Teilnehmer-
staaten bei ihren Demokratisierungsbemühungen und bei der Einhaltung an-
derer OSZE-Verpflichtungen im Rahmen der menschlichen Dimension 
praktisch beizustehen. 
Die Minister stellten fest, daß die OSZE im Einklang mit der 
Gipfelerklärung von Lissabon von 1996 über das BDIMR und das 
zentralasiatische Verbindungsbüro der OSZE bemüht war, ihre 
Unterstützung für die zentralasiatischen Teilnehmerstaaten in den Bereichen 
demokratische Institutionen und Rechtsstaatlichkeit sowie im Hinblick auf 
die Aufrechterhaltung der Stabilität und der Verhinderung von Konflikten 
in der Region zu verstärken. 
Es wurde festgestellt, daß die OSZE gemäß der Gipfelerklärung von Lissa-
bon, unter anderem durch das BDIMR, weitere Anstöße für Aktivitäten im 
Anschluß an das Aktionsprogramm gab, das von der Konferenz über Flücht-
lings- und Migrationsfragen auf dem Gebiet der GUS und anderer relevanter 
Nachbarstaaten (GUS-Konferenz) verabschiedet worden war. 
Die Minister nahmen zur Kenntnis, daß das Büro für demokratische Institu-
tionen und Menschenrechte weiter umgestaltet wurde, um die Grundlage da-
für zu schaffen, daß die OSZE verstärkt zu den Wahlprozessen beitragen 
kann. 
Die Minister hörten einen Bericht des Präsidenten der Parlamentarischen 
Versammlung der OSZE. Sie würdigten die Beiträge der Parlamentarischen 
Versammlung zur Arbeit der OSZE und die speziellen Beiträge des 
Präsidenten der Versammlung während der Wahlen in Bosnien und 
Herzegowina. Sie begrüßten die Vereinbarung mit dem BDIMR über 
Verfahren zur verstärkten Zusammenarbeit bei der Wahlüberwachung. Sie 
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hoben die Beiträge des Präsidenten der Versammlung und des 
Generalsekretärs der OSZE zur Arbeit der OSZE-Troika hervor. 
Die Minister stellten mit Befriedigung fest, daß 1997 die Zusammenarbeit 
zwischen der OSZE und anderen Organisationen, insbesondere den Verein-
ten Nationen, dem Europarat, der Europäischen Union und der NATO, 
weiter vertieft wurde. Außerdem wurden im Zusammenhang mit der Arbeit 
am Sicherheitsmodell Kontakte zu subregionalen Foren hergestellt. 
Die Minister nahmen mit Befriedigung Kenntnis von den Bemühungen zur 
Ausweitung der Zusammenarbeit mit den Kooperationspartnern, insbeson-
dere mit den Kooperationspartnern im Mittelmeerraum. Diesbezüglich be-
grüßten sie das OSZE-Mittelmeerseminar über "Das Sicherheitsmodell für 
das einundzwanzigste Jahrhundert: Auswirkungen auf den Mittelmeerraum" 
in Kairo und die regelmäßigen Sitzungen der Kontaktgruppe, die 
eingerichtet worden war, um den Dialog mit den Kooperationspartnern im 
Mittelmeerraum zu vertiefen und zu einer echten Zusammenarbeit mit ihnen 
zu gelangen. Es wurden Bemühungen zur Ermittlung von Fragen von 
allgemeinem Interesse, einschließlich der Förderung der Rolle der 
Kontaktgruppe, unternommen, die in Zukunft verstärkt werden sollten. Zur 
Erleichterung dieses Prozesses begannen Erörterungen darüber, wie die 
Wechselwirkung zwischen den Kooperationspartnern im Mittelmeerraum 
und der OSZE qualitativ gesteigert werden kann; diese Erörterungen sollten 
fortgesetzt werden. 
Die Minister nahmen mit Anerkennung Kenntnis von dem gemäß einem 
Beschluß des Gipfeltreffens von Lissabon vorgelegten Tätigkeitsbericht des 
Forums für Sicherheitskooperation. Der Bericht bestätigte, daß die 
Rüstungskontrolle, einschließlich Abrüstung und vertrauens- und 
sicherheitsbildende Maßnahmen, nach wie vor fester Bestandteil des 
umfassenden und kooperativen OSZE-Konzepts der unteilbaren Sicherheit 
ist. Es fand eine erfolgreiche Folgekonferenz zum Verhaltenskodex statt, 
und es wurden Vorschläge zur Erhöhung von Transparenz, 
Vorhersehbarkeit und Zusammenarbeit im politisch-militärischen Bereich 
gemacht. Die Minister begrüßten den FSK-Beschluß, eine Überprüfung des 
Wiener Dokuments 1994 in Angriff zu nehmen und diesen Prozeß 1998 
abzuschließen. Das vor kurzem in Ottawa zur Unterzeichnung aufgelegte 
Übereinkommen über das Verbot von Landminen wurde ebenso mit 
Befriedigung zur Kenntnis genommen wie der FSK-Beschluß, jährliche 
Informationen zur Frage der Landminen auszutauschen, und andere 
Initiativen in diesem Bereich. Angesichts des sich wandelnden politischen 
und sicherheitspolitischen Umfeldes wird das bevorstehende Seminar über 
Verteidigungspolitik und Militärdoktrinen eine einmalige Gelegenheit sein, 
den Sicherheitsdialog innerhalb des FSK zu fördern. 
Der Ministerrat nahm ferner mit Anerkennung Kenntnis vom Bericht über 
die Arbeit in der Gemeinsamen Beratungsgruppe im Zuge des Anpassungs-
prozesses des KSE-Vertrags. Die Minister sind sich der Bedeutung des 
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Beschlusses über "einige Grundelemente für die Anpassung des Vertrags" 
und der Bekanntgabe illustrativer Zahlen durch mehrere Nationen für ihre 
zukünftigen nationalen und territorialen Obergrenzen bewußt. Sie bekräftig-
ten die Bedeutung des KSE-Vertrags als Schlüsselelement für Sicherheit 
und Stabilität in Europa. Der Ministerrat bekannte sich zur Notwendigkeit 
der Vertragsanpassung - parallel zu dem in Gange befindlichen Prozeß der 
vollständigen Durchführung -, um gleiche Sicherheit für alle 
Vertragsstaaten - unabhängig davon, ob sie einem politisch-militärischen 
Bündnis angehören - zu gewährleisten, ihre Sicherheitsbeziehungen zu 
stärken, Vertrauen aufzubauen und sich gegenseitig Zusicherungen zu 
geben. 
Der Ministerrat bekräftigte erneut die Bedeutung des Inkrafttretens des Ver-
trags über den Offenen Himmel und rief diejenigen Staaten, die den Vertrag 
noch nicht ratifiziert haben, dazu auf, dies umgehend zu tun. Die Minister 
begrüßten die im Zuge der bilateralen und multilateralen Versuchsflüge ge-
wonnenen Erfahrungen, die bewiesen hatten, wie groß das Potential dieses 
Vertrags für die Schaffung von Transparenz von Vancouver bis Wladiwo-
stok ist. 
Der Ministerrat hieß Polen in der Funktion des designierten Amtierenden 
Vorsitzenden willkommen, dessen Amtszeit am 1. Januar 1998 beginnt, und 
beschloß, daß Norwegen 1999 den Vorsitz übernimmt. 
 
 
Leitlinien für ein OSZE-Charta-Dokument über europäische Sicherheit 
 
(Beschluß Nr. 5 des 6. OSZE-Ministerrates am 18. und 19. Dezember 1997 
in Kopenhagen) 
 
1. Der Ministerrat ist der Überzeugung, daß das gegenwärtige politische 
und Sicherheitsumfeld an der Schwelle zum neuen Jahrhundert eine 
historisch einmalige Gelegenheit darstellt, um ein neues demokratisches und 
friedliches Europa ohne Trennlinien aufzubauen. Neue und vielfältige 
Risiken und Herausforderungen im Bereich der Sicherheit verlangen ein 
kooperatives und umfassendes Vorgehen. Die Sicherheit im gesamten 
OSZE-Gebiet kann nur durch echte Partnerschaft auf der Grundlage der 
souveränen Gleichheit und Solidarität der Staaten und unter voller Achtung 
der Prinzipien der OSZE und der Interessen aller OSZE-Staaten gestärkt 
werden, unabhängig davon, ob sie Sicherheitsstrukturen oder -
vereinbarungen angehören. 
2. Der Rat erinnert daran, daß die OSZE gemäß Absatz 22 der Gipfelerklä-
rung von Helsinki 1992 ein Forum ist, das der Gestaltung des neuen Europa 
Richtung und Impulse gibt, und gemäß Absatz 8 der Gipfelerklärung von 
Budapest eines der Hauptinstrumente zur Frühwarnung, Konfliktverhütung 
und Krisenbewältigung in der Region ist. In der Erklärung von Lissabon 
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von 1996 über ein gemeinsames und umfassendes Sicherheitsmodell für 
Europa im einundzwanzigsten Jahrhundert wurde die zentrale Rolle der 
OSZE für die Gewährleistung von Sicherheit und Stabilität festgeschrieben. 
Zweck der Arbeit an einem Sicherheitsmodell ist es, zur Schaffung eines 
gemeinsamen und unteilbaren Sicherheitsraums beizutragen, was der 
Sicherheit aller Teilnehmerstaaten zugute kommt, da die OSZE in ihrer 
eigenen Arbeit gefestigt und gestärkt wird, und damit ihre Schlüsselrolle - 
als die einzige gesamteuropäische Sicherheitsorganisation - für Frieden und 
Stabilität in Europa noch fester verankert wird. 
3. Unter Hinweis auf die Erklärung von Lissabon von 1996 über ein ge-
meinsames und umfassendes Sicherheitsmodell für Europa im einundzwan-
zigsten Jahrhundert und in Kenntnis des Berichts des Amtierenden Vorsit-
zenden über die 1997 geleistete Arbeit am Sicherheitsmodell, bekräftigt der 
Ministerrat das feierliche Bekenntnis aller Teilnehmerstaaten zur 
Schlußakte von Helsinki als dem Fundament der OSZE, zur Charta von 
Paris sowie zu anderen OSZE-Dokumenten, die in ihrer Gesamtheit eine 
gemeinsame Grundlage für die Sicherheit aller Teilnehmerstaaten bilden, 
und beschließt, ein ausführliches und substantielles OSZE-Charta-
Dokument über europäische Sicherheit auszuarbeiten. 
4. Ein solches Charta-Dokument sollte politisch bindend sein und eine 
Weiterentwicklung der Standards und Praktiken der OSZE-
Teilnehmerstaaten darstellen. Es sollte den Bedürfnissen unserer Völker im 
neuen Jahrhundert insofern entsprechen, als es auf Risiken und 
Herausforderungen im Sicherheitsbereich eingeht und damit zu einem 
gemeinsamen Sicherheitsraum innerhalb des OSZE-Gebiets beiträgt. Es 
sollte die Teilnehmerstaaten in die Lage versetzen, dies durch eine gestärkte 
OSZE zu tun, die mit anderen zuständigen Organisationen auf 
gleichberechtigter Basis eine gegenseitig unterstützende Zusammenarbeit 
eingeht. Es sollte den Integrationsprozeß im gesamten OSZE-Gebiet 
ergänzen und beschleunigen. Es sollte unsere Bemühungen unterstützen, zur 
Förderung der Achtung gemeinsamer Werte und der Umsetzung von 
Verpflichtungen beizutragen. 
Ein Charta-Dokument sollte den Konsens als Grundlage für die 
Beschlußfassung in der OSZE weiterhin beibehalten. Die Flexibilität und 
Fähigkeit der OSZE, rasch auf ein politisches Umfeld im Wandel zu 
reagieren, sollte wie bisher das Kernstück des kooperativen und 
umfassenden Herangehens der OSZE an die gemeinsame und unteilbare 
Sicherheit sein. 
Ein Charta-Dokument sollte die OSZE-Prinzipien bekräftigen und ihre un-
veränderte Gültigkeit und Anwendbarkeit bei der Gewährleistung von Frie-
den und Stabilität im dynamischen Sicherheitsumfeld im OSZE-Gebiet 
anerkennen. Es sollte das jedem einzelnen Teilnehmerstaat innewohnende 
Recht bekräftigen, seine Sicherheitsvereinbarungen einschließlich von 
Bündnisverträgen frei zu wählen oder diese im Laufe ihrer Entwicklung zu 
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verändern. Jeder Teilnehmerstaat wird diesbezüglich die Rechte aller 
anderen respektieren. Sie werden ihre Sicherheit nicht auf Kosten der 
Sicherheit anderer Staaten festigen. Innerhalb der OSZE kommt keinem 
Staat, keiner Organisation oder Gruppierung mehr Verantwortung für die 
Erhaltung von Frieden und Stabilität in der OSZE-Region zu als anderen, 
noch kann einer/eine von ihnen irgendeinen Teil der OSZE-Region als 
seinen/ihren Einflußbereich betrachten. 
5. Um ihre Vision Wirklichkeit werden zu lassen, vereinbaren die Minister, 
daß die Teilnehmerstaaten durch ein Charta-Dokument sich unter anderem 
zu folgendem verpflichten: 
(a) Sie werden die OSZE als regionale Abmachung im Sinne von Kapitel 
VIII der Charta der Vereinten Nationen bekräftigen und sie als eine der 
wichtigsten Organisationen für die friedliche Beilegung von Streitigkeiten 
innerhalb ihrer Region stärken, indem sie ihre Wirksamkeit im Bereich der 
Frühwarnung, Konfliktverhütung, Krisenbewältigung und 
Konfliktnachsorge erhöhen. Sie werden den innovativen Charakter der 
OSZE bei der Wahrnehmung ihrer Aufgabe bewahren und die Fähigkeiten 
der OSZE in einer Reihe wichtiger Bereiche erhöhen, indem sie vorhandene 
Instrumente weiterentwickeln und Überlegungen zu neuen anstellen. 
(b) In der Erkenntnis, daß die Teilnehmerstaaten innerhalb der OSZE ihren 
Bürgern hinsichtlich der Einhaltung der OSZE-Normen und -Prinzipien Re-
chenschaft schulden, und daß die von den Staaten im Rahmen der OSZE 
eingegangenen Verpflichtungen ein unmittelbares und legitimes Anliegen 
aller Teilnehmerstaaten sind, werden sie verstärkt der Verpflichtung 
nachkommen, solidarisch und partnerschaftlich dafür Sorge zu tragen, daß 
die OSZE-Prinzipien und -Verpflichtungen sowie die von der OSZE 
verabschiedeten Beschlüsse umgesetzt und eingehalten werden. Um den 
Staaten, die Probleme mit der Umsetzung der Verpflichtungen haben, 
Hilfestellung zu leisten, werden sie die Möglichkeiten zur 
Weiterentwicklung bestehender kooperativer Instrumente und Mechanismen 
nutzen und prüfen und gegebenenfalls neue entwickeln. Zu diesem Zweck 
werden die Staaten ihr Bekenntnis zur Zusammenarbeit innerhalb der OSZE 
und mit ihren Institutionen und Vertretern ebenso bekräftigen wie ihre 
Bereitschaft, die Instrumente, Werkzeuge und Mechanismen der OSZE 
einzusetzen. 
Sie werden weiterhin die gemeinsame Sicherheit aller Teilnehmerstaaten 
schützen und zu diesem Zweck und im Hinblick auf die Erhaltung echter 
Partnerschaft Möglichkeiten erkunden, um die Wirksamkeit der OSZE bei 
der Behandlung von Fällen eindeutiger, eklatanter und fortwährender Ver-
stöße gegen OSZE-Prinzipien und -Beschlüsse zu erhöhen. Im Zusammen-
hang damit werden sie auch Möglichkeiten zur Verbesserung der Zusam-
menarbeit zwischen Staaten und Institutionen sowie gemeinsame  



 476

kooperative Maßnahmen ermitteln, die die Umsetzung von OSZE-
Prinzipien und -Beschlüssen unterstützen sollen. 
(c) Sie werden weitere Möglichkeiten prüfen, gemeinsam Maßnahmen zu 
überlegen, die gegebenenfalls im Einklang mit der Charta der Vereinten Na-
tionen zu treffen sind, möglicherweise in Zusammenarbeit mit anderen ein-
schlägigen Organisationen, denen sie angehören, wenn ein Staat gegen die 
Souveränität, territoriale Integrität oder politische Unabhängigkeit eines 
anderen Staates Gewalt androht oder einsetzt. Ferner werden sie Möglich-
keiten überlegen, wie sie einem Teilnehmerstaat im Falle des Zusammen-
bruchs von Recht und Ordnung Beistand leisten können. 
(d) Sie werden sicherstellen, daß die Anwesenheit ausländischer Truppen 
auf dem Territorium eines Teilnehmerstaats dem Völkerrecht, der frei zum 
Ausdruck gebrachten Zustimmung des aufnehmenden Staates oder einem 
einschlägigen Beschluß des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen 
entspricht. 
(e) Angesichts der Bedeutung der Zusammenarbeit zwischen der OSZE und 
anderen einschlägigen Organisationen beim Auftreten von Risiken und Her-
ausforderungen, und aufbauend auf dem Gemeinsamen Konzept im Anhang 
zu diesem Beschluß, werden sie die nichthierarchische Zusammenarbeit 
zwischen der OSZE und anderen Organisationen innerhalb einer Plattform 
für kooperative Sicherheit weiter stärken, die als wesentliches Element des 
Charta-Dokuments auszuarbeiten ist. Zu diesem Zweck werden sie unter 
anderem zusätzliche Modalitäten prüfen, wie die OSZE und andere 
Organisationen einander bezüglich ihrer Fähigkeiten im Hinblick auf 
optimale kooperative Lösungen für konkrete Probleme besser ergänzen 
können. Dabei werden sie die im vereinbarten Anhang zu diesem Beschluß 
genannten Modalitäten zur Grundlage nehmen. 
Ausgehend von den im Gemeinsamen Konzept enthaltenen Bestimmungen 
werden sie die OSZE als potentielles Forum für die Interaktion zwischen 
regionalen und subregionalen Gruppierungen im OSZE-Gebiet anbieten, um 
den Informationsaustausch zu erleichtern und eine pragmatische Vorgehens-
weise bei der Behandlung von Herausforderungen zu entwickeln, unter 
anderem dann, wenn es um die Konfliktnachsorge geht. 
In Anbetracht der Rolle, die die OSZE nunmehr im gesamten Spektrum der 
Frühwarnung, Konfliktverhütung, Krisenbewältigung und 
Konfliktnachsorge spielt und im Lichte der praktischen Erfahrungen 
anderer Organisationen im Bereich der Friedenserhaltung werden sie mit 
Nachdruck prüfen, welche Rolle der OSZE im Zusammenhang mit 
friedenserhaltenden Einsätzen angemessen ist, und bei diesen Überlegungen 
die einschlägigen OSZE-Dokumente in Betracht ziehen. 
(f) Sie werden Überlegungen darüber anstellen, welche Rolle die OSZE 
sinnvollerweise spielen kann, unter anderem darüber, wie die OSZE bei der  
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Behandlung neuer Risiken und Herausforderungen im Sicherheitsbereich die 
internationalen Bemühungen erleichtern kann. 
(g) Sie werden verstärkt im Bereich der menschlichen Dimension tätig sein, 
unter anderem beim Aufbau und der Stärkung demokratischer Institutionen, 
und ihr Engagement verstärken, um Bedrohungen der Gesamtsicherheit wie 
etwa Verletzungen der Menschenrechte und Grundfreiheiten und Äußerun-
gen von Intoleranz, aggressivem Nationalismus, Rassismus, Chauvinismus, 
Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus entgegenzutreten, unter anderem 
in Zusammenarbeit mit anderen Institutionen, die in diesem Bereich tätig 
sind. 
Sie werden Überlegungen darüber anstellen, wie die OSZE zur 
Verbesserung der Umsetzung der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
beitragen kann - einschließlich der Gleichberechtigung von Mann und Frau. 
Sie werden darüber hinaus nach Möglichkeiten suchen, wie die OSZE bei 
der Behandlung von Fragen in bezug auf Angehörige nationaler 
Minderheiten ihre Unterstützung des Dialogs zwischen Volksgruppen 
verstärken und die Umsetzung von Verpflichtungen in bezug auf die Rechte 
der Angehörigen nationaler Minderheiten fördern kann. Ziel dieser 
Überlegungen wird es sein, das Instrumentarium der OSZE 
weiterzuentwickeln und die Teilnehmerstaaten zu veranlassen, es verstärkt 
in Anspruch zu nehmen. 
(h) In Anbetracht der engen Verbindung zwischen Sicherheit und 
Wohlstand auf der Grundlage der wirtschaftlichen Freiheit und sozialen 
Gerechtigkeit und des Umweltschutzes werden sie dafür Sorge tragen, daß 
die wirtschaftliche Dimension als Bestandteil der Frühwarnungs- und 
Konfliktverhütungsaktivitäten der OSZE angemessene Beachtung findet und 
der Arbeit von Wirtschafts-, Finanz- und anderen Fachinstitutionen weitere 
politische Impulse verleiht, unter anderem zum Zwecke der stärkeren 
Einbindung der Reformländer in die Weltwirtschaft und um innerhalb des 
OSZE-Gebiets die Rechtsstaatlichkeit und die Entwicklung eines 
transparenten und berechenbaren Rechtssystems im Wirtschaftsbereich zu 
gewährleisten. 
(i) Unter Betonung der Bedeutung politisch-militärischer Fragen werden sie 
bekräftigen, wie wichtig die Durchführung bestehender Rüstungskontroll- 
und vertrauens- und sicherheitsbildender Maßnahmen sowie deren Anpas-
sung an das neue Sicherheitsumfeld sind. Sie werden Überlegungen über 
mögliche neue Maßnahmen zur Stärkung der Transparenz, 
Vorhersehbarkeit und Zusammenarbeit anstellen und dafür Sorge tragen, 
daß das Forum für Sicherheitskooperation als ein Forum für Dialog und 
Verhandlung diesbezüglich seine Wirksamkeit behält. Sie werden die 
ungebrochene Bedeutung des KSE-Vertrags als Eckpfeiler der europäischen 
Sicherheit und die Bedeutung des Wiener Dokuments und des 
Verhaltenskodex zu politisch-militärischen Aspekten der Sicherheit 
hervorheben. 
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(j) In Anerkennung der Unteilbarkeit der Sicherheit stellen sie fest, daß ver-
stärkte Sicherheit und Zusammenarbeit in angrenzenden Gebieten, 
insbesondere im Mittelmeerraum, einen für die Stabilität im OSZE-Gebiet 
wesentlichen Faktor darstellen. Sie werden eine engere Zusammenarbeit mit 
allen Kooperationspartnern in Erwägung ziehen, um die den OSZE-
Teilnehmerstaaten gemeinsamen Normen und Wertvorstellungen zu 
fördern. Sie werden die Partner auch dazu ermutigen, sich das Sachwissen 
der OSZE zunutze machen. 
6. Der Ministerrat beschließt, 
 daß die Arbeit an einem Charta-Dokument durch eine kontinuierliche, 

zielorientierte OSZE-Aktion ergänzt wird, die für praktische 
Maßnahmen zur Stärkung der Wirksamkeit der OSZE in all ihren 
Tätigkeitsbereichen sorgt. Dazu zählt die Verbesserung und 
Verfeinerung der OSZE-Instrumente und -Mechanismen, die Erkundung 
neuer innovativer Möglichkeiten, wie etwa eines die Förderung 
demokratischer Institutionen unterstützenden Instrumentariums, und die 
Erhöhung der Wirksamkeit der OSZE-Aktivitäten vor Ort; 

 bis zur Ausarbeitung einer Plattform für kooperative Sicherheit als Teil 
eines Charta-Dokuments den Amtierenden Vorsitzenden zu beauftragen, 
sich in Zusammenarbeit mit dem Generalsekretär auf der Grundlage des 
Anhangs zu diesem Beschluß aktiv für eine Ausweitung der Zusammen-
arbeit der OSZE mit anderen internationalen Institutionen und Organisa-
tionen einzusetzen. 

7. Der Ministerrat beschließt ferner, 
 daß die Entwicklung eines Charta-Dokuments vom 

Sicherheitsmodellausschuß unter der Schirmherrschaft des Ständigen 
Rates in Angriff genommen wird, wobei letzterer gegebenenfalls 
nachgeordnete Gremien einsetzen kann, damit diese konkrete Elemente 
des Charta-Dokuments behandeln; 

 den Amtierenden Vorsitzenden vorrangig damit zu beauftragen, einen 
Zeitplan, organisatorische Modalitäten und Verfahren für diesen Prozeß 
vorzulegen. Der Arbeitsfortschritt kann, wenn angebracht, auf Sondersit-
zungen des Ständigen Rates überprüft werden; 

 daß auf Ebene der Staats- und Regierungschefs der OSZE-Teilnehmer-
staaten ein Charta-Dokument verabschiedet wird. 
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Anhang 
 
Gemeinsames Konzept für die Entwicklung der Zusammenarbeit zwischen 
einander verstärkenden Institutionen 
 
Das Ziel einer Plattform für kooperative Sicherheit ist es, die auf gegenseiti-
ger Verstärkung beruhende Beziehung zwischen jenen Organisationen und 
Institutionen zu stärken, die mit der Förderung der umfassenden Sicherheit 
innerhalb des OSZE-Gebiets befaßt sind. Das folgende gemeinsame Konzept 
legt den Grundstein für die Entwicklung einer Plattform, die Teil eines 
Charta-Dokuments sein wird. 
 
I. Gemeinsames Konzept 
 
Die Minister stellen fest, daß die Sicherheit im OSZE-Gebiet Zusammenar-
beit und Koordination zwischen den Teilnehmerstaaten und einschlägigen 
Organisationen und Institutionen erfordert, denen auch sie angehören. 
Die OSZE-Teilnehmerstaaten möchten die nichthierarchische, gegenseitig 
verstärkende Art der Beziehungen zwischen diesen Organisationen und 
Institutionen vertiefen, um einer Grundlage für gemeinsame, umfassende 
und unteilbare Sicherheit im OSZE-Gebiet den Weg zu ebnen. 
Die OSZE wird mit denjenigen Organisationen und Institutionen kooperativ 
arbeiten, deren Mitglieder einzeln und gemeinsam, auf eine Weise, die mit 
den für jede Organisation beziehungsweise Institution geeigneten Modalitä-
ten vereinbar ist, heute und in Zukunft,  
 
 die OSZE-Prinzipien und -Verpflichtungen einhalten, wie sie in der 

Schlußakte von Helsinki, der Charta von Paris, dem Helsinki-Dokument 
1992, dem Budapester Dokument 1994, dem OSZE-Verhaltenskodex zu 
politisch-militärischen Aspekten der Sicherheit und der Erklärung von 
Lissabon über ein gemeinsames und umfassendes Sicherheitsmodell für 
Europa im einundzwanzigsten Jahrhundert niedergelegt sind; 

 sich in ihren Handlungen im Geiste des Wiener Dokuments zu den Prin-
zipien der Transparenz und der Vorhersehbarkeit bekennen; 

 von ihnen eingegangene Rüstungskontrollverpflichtungen, einschließlich 
Abrüstung und VSBM, vollständig umsetzen; 

 davon ausgehen, daß diese Organisationen und Institutionen, denen sie 
angehören, in ihrer Entwicklung der Transparenz verpflichtet bleiben; 

 gewährleisten, daß ihre Mitgliedschaft bei diesen Organisationen und In-
stitutionen auf Offenheit und Freiwilligkeit beruht; 
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 das Konzept der OSZE für eine gemeinsame, umfassende und unteilbare 
Sicherheit und einen gemeinsamen Sicherheitsraum ohne Trennlinien 
aktiv unterstützen; 

 in vollem Umfang und in geeigneter Weise an der Entwicklung der Be-
ziehungen zwischen einander verstärkenden Institutionen im OSZE-Ge-
biet mitwirken, die sich mit Sicherheitsfragen befassen; 

 grundsätzlich bereit sind, institutionelle Ressourcen internationaler 
Organisationen und Institutionen, denen sie angehören, bei Vorliegen 
der entsprechenden Grundlagenbeschlüsse, gegebenenfalls für die OSZE-
Arbeit einzusetzen. Diesbezüglich stellen die Teilnehmerstaaten fest, daß 
die Zusammenarbeit in den Bereichen der Konfliktverhütung und 
Krisenbewältigung von besonderer Bedeutung ist. 

 
Diese Prinzipien und Verpflichtungen bilden insgesamt ein Gemeinsames 
Konzept für die Entwicklung der Zusammenarbeit zwischen einander 
verstärkenden Organisationen und Institutionen innerhalb der Plattform. 
Im Rahmen der einschlägigen Organisationen und Institutionen, denen sie 
angehören, werden sich die Teilnehmerstaaten dafür einsetzen, daß die 
Organisationen und Institutionen an der Plattform für kooperative Sicherheit 
mitwirken. Diese Mitwirkung auf der Grundlage von Beschlüssen, die jeder 
Mitgliedsstaat innerhalb der einschlägigen Organisationen und Institutionen 
mitträgt, erfolgt im Einklang mit den für die einzelne Organisation bezie-
hungsweise Institution geltenden Modalitäten. Die Kontakte und die Zusam-
menarbeit der OSZE mit anderen Organisationen und Institutionen werden 
für die Teilnehmerstaaten transparent sein und in einer Weise durchgeführt, 
die mit den der OSZE und diesen Organisationen und Institutionen 
angemessenen Modalitäten vereinbar ist. 
 
II. Ein erster Satz praktischer Schritte im Hinblick auf die Entwicklung der 

Zusammenarbeit zwischen der OSZE und den Organisationen und Insti-
tutionen, die sich dem Gemeinsamen Konzept anschließen, besteht aus 
folgenden Maßnahmen: 

 
1. Regelmäßige Kontakte, darunter auch Treffen, innerhalb eines ständigen 
Rahmens für Dialog, erhöhte Transparenz und praktische Zusammenarbeit, 
darunter die Benennung von Verbindungsoffizieren oder Kontaktstellen, ge-
genseitige Vertretung bei entsprechenden Treffen und sonstige Kontakte, die 
geeignet sind, die Instrumente jeder Organisation zur Konfliktverhütung 
beser kennenzulernen. 
2. Zusammenarbeit bei der Reaktion auf konkrete Krisen: 
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Die OSZE über ihren Amtierenden Vorsitzenden und mit Unterstützung des 
Generalsekretärs sowie die einschlägigen Organisationen und Institutionen 
werden ermutigt, sich gegenseitig über die von ihnen im Hinblick auf die 
Bewältigung einer speziellen Situation unternommenen oder geplanten 
Aktionen zu unterrichten; 
 Zu diesem Zweck ermutigen die Teilnehmerstaaten den Amtierenden 

Vorsitzenden, mit Unterstützung des Generalsekretärs, sich mit anderen 
Organisationen und Institutionen der Förderung einer koordinierten Vor-
gehensweise zu widmen, durch die Doppelgleisigkeit vermieden und der 
rationelle Einsatz der verfügbaren Ressourcen gewährleistet wird. Die 
OSZE kann nach Bedarf ihre Dienste als flexibler Rahmen für die Zu-
sammenarbeit der verschiedenen, einander verstärkenden Bemühungen 
anbieten. Der Amtierende Vorsitzende wird mit den Teilnehmerstaaten 
über den Prozeß Rücksprache halten. 

 



 



im Mittelmeerraum sowie von vier internationalen Organisationen teilnah-
men. Auf dem Seminar bestand ein weitgehender Konsens bezüglich des 
vom BDIMR gewählten Konzepts eines längeren Beobachtungszeitraums 
und der Standardmethoden, wie sie im OSZE/BDIMR-Handbuch für Wahl-
beobachtung aufgeführt sind. Es wurde empfohlen, dem BDIMR drei Monate 
vor dem Wahltermin eine Einladung zur Wahlbeobachtung zugehen zu 
lassen, und die Teilnehmerstaaten wurden dazu ermutigt, bei der Durchfüh-
rung der Empfehlungen die Hilfe des BDIMR in Anspruch zu nehmen. Ein 
weiteres Anliegen war die Notwendigkeit einer engeren Zusammenarbeit und 
Koordinierung zwischen Vertretern der verschiedenen vor Ort tätigen inter-
nationalen Organisationen.  
Seinem Mandat entsprechend ist das BDIMR nun in der Lage, einen Rahmen 
für Zusammenarbeit zu bieten, in den auch Wahlbeobachter anderer interna-
tionaler Organisationen, etwa des Europarats und des Europäischen Parla-
ments und einschlägiger nichtstaatlicher Organisationen, auf Wunsch einge-
bunden werden können. Das BDIMR bietet allen internationalen Beobach-
tern am Beginn eine gemeinsame Unterweisung, einen Einsatzplan, Formu-
lare für den Beobachtungsbericht oder Checklisten für statistische Erhebun-
gen und ein Forum für die Nachbesprechung und Berichterstattung. Das am 
9. September zwischen der Parlamentarischen Versammlung der OSZE und 
dem BDIMR geschlossene Kooperationsabkommen schafft einen Rahmen 
für gemeinsame Beobachtungsmissionen und eine gemeinsamen Erklärung 
nach dem Abschluß der Wahlen. Dieser politisch bedeutsame Schritt ist inso-
fern wichtig, als die OSZE von nun an mit einer Stimme sprechen wird und 
die gemeinsamen Empfehlungen der Beobachtungsmissionen durch die 
Unterstützung der Parlamentarischen Versammlung noch mehr Gewicht er-
halten. 
Die Wahlbeobachtungsmissionen sind Teil der normalen Unterstützung, die 
das BDIMR Ländern beim Aufbau demokratischer Institutionen im Einklang 
mit vereinbarten OSZE-Verpflichtungen anbietet. Kritische Schlußberichte 
der Missionen sind nicht als Verurteilung, sondern als ausgewogene Beurtei-
lung des gesamten Wahlprozesses gedacht, die auch Empfehlungen für Re-
formen enthält. Den Teilnehmerstaaten wird nahegelegt, bei der Umsetzung 
von Empfehlungen aus dem Schlußbericht einer BDIMR-
Wahlbeobachtungsmission die Hilfestellung des BDIMR in Anspruch zu 
nehmen. 
Durch die Umstrukturierung des BDIMR ist die Abteilung Wahlen nun in 
der Lage, erweiterte Programme für technische Unterstützung anzubieten, 
wie dies bereits in Albanien (Programm zur Wählereintragung) und in 
Montenegro (Überprüfung des Wahlgesetzes) geschehen ist. Für Zentralasien 
wird außerdem eine langfristige Strategie für technische Unterstützung 
entwickelt. Diese Missionen können dazu eingesetzt werden, Maßnahmen im 
Anschluß an BDIMR-Empfehlungen oder Hilfestellung auf sehr lange Sicht 
bei der Vorbereitung von Wahlen zu leisten.  
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4.3 Menschliche Dimension/Demokratieaufbau 
 
Im Bereich der menschlichen Dimension/des Demokratieaufbaus hat das 
BDIMR damit begonnen, formale und integrierte Arbeitspläne zu erstellen. 
Die in diesem Rahmen konzipierten Projekte konzentrieren sich auf prakti-
sche Fragen. Als Beispiel dafür sei das am 16. Oktober mit der Regierung 
Usbekistans unterzeichnete Memorandum of Understanding angeführt, das 
die Verpflichtung zur Durchführung mehrerer Projekte im Bereich der De-
mokratisierung und der Menschenrechte enthält. Ähnliche BDIMR-Projekte 
sind für andere zentralasiatische Staaten geplant. Außerdem wurden Vor-
schläge für Armenien, Aserbaidschan und Georgien ausgearbeitet, die auf die 
spezifischen Probleme dieser Länder beim Demokratieaufbau eingehen. 
Die Aktivitäten der Abteilung für Rechtsstaatlichkeit im Jahre 1997 lassen 
sich mit drei Schlagworten zusammenfassen: Expertenmissionen zur Beurtei-
lung und Überprüfung, technische Hilfsprojekte und Sonderinitiativen. Mis-
sionen von Rechtsexperten zur Beurteilung und Überprüfung wurden nach 
Albanien, Armenien, Belarus, Kroatien, Moldau, in die Ukraine und nach 
Usbekistan zur Unterstützung der OSZE-Einsätze in diesen Ländern 
entsandt. Jede Mission hatte ihr eigenes Mandat und erstellte einen Bericht 
zur Unterstützung der Aktivitäten des Amtierenden Vorsitzenden und zur 
Vorbereitung weiterführender BDIMR-Hilfsprojekte. Auch eine Reihe von 
Teilnehmerstaaten erhielt technische Unterstützung, unter ihnen Albanien, 
Armenien, Georgien, Kroatien, Moldau, die Russische Föderation, die 
Ukraine und Usbekistan, und zwar in sehr unterschiedlichen Bereichen, wie 
Fachanalyse und -unterstützung bei der Ausarbeitung von Gesetzen, 
praktisches Managementtraining für Verfassungsgerichte und mehrteilige 
Schulungsprojekte für Strafvollziehungsbeamte. Gemeinsam mit dem 
Friedensinstitut der Vereinigten Staaten und dem Europarat veranstaltete die 
Abteilung einen Runden Tisch über Gerechtigkeit und Aussöhnung in 
Bosnien und Herzegowina, dessen Ziel es war, eine Reihe von 
Empfehlungen als Beitrag zur nationalen Aussöhnung auszuarbeiten.  
Die Abteilung für die menschliche Dimension unterstützte mehrere Teilneh-
merstaaten bei der Schaffung nationaler Gremien zum Schutz der Men-
schenrechte (Ombudsmann-Einrichtungen). In dieser Hinsicht stellte das 
BDIMR ausgezeichnete Arbeitsbeziehungen mit den usbekischen, kirgisi-
schen, georgischen, polnischen und albanischen Behörden her; Möglichkei-
ten einer Zusammenarbeit mit mehreren anderen Ländern werden geprüft. In 
enger Zusammenarbeit mit dem Europarat, dem Hohen Kommissar der Ver-
einten Nationen für Menschenrechte und dem Entwicklungsprogramm der 
Vereinten Nationen trat das BDIMR als Mitveranstalter beziehungsweise 
Teilnehmer an internationalen/regionalen Konsultationen in diesem Bereich 
auf.  
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Die Empfehlung des OSZE/BDIMR-Seminars von 1996 über verfassungs-
mäßige, rechtliche und administrative Aspekte der Religionsfreiheit, insbe-
sondere für die Einrichtung einer Expertengruppe durch das BDIMR zur Be-
handlung dieser Frage, wurde 1997 umgesetzt. Die Arbeit dieser Gruppe kam 
zur richtigen Zeit, war fachlich kompetent (siehe die einzelnen Beiträge der 
Experten und ihren gemeinsamen Bericht), einzigartig (keine andere zwi-
schenstaatliche Organisation hat sich so umfassend mit dem Thema ausein-
andergesetzt) und engagiert (die Arbeit war ehrenamtlich). Die Frage der Re-
ligionsfreiheit ist noch immer sehr wichtig, man betrachte nur das Konflikt-
potential, das sie innerhalb und zwischen einer Reihe von Teilnehmerstaaten 
darstellt.  
 
4.4 Ausbildung/Schulung in der menschlichen Dimension 
 
Die Ausbildung/Schulung in der menschlichen Dimension ist einer der Kern-
punkte im Mandat des BDIMR. Neben NGO-spezifischen Projekten, Ausbil-
dungsprojekten von OSZE-Missionen und den alle zwei Jahre stattfindenden 
OSZE-Seminaren zur menschlichen Dimension führt das BDIMR immer 
häufiger Ausbildungsprojekte zum Thema Menschenrechte durch. Es fanden 
regionale und subregionale Workshops statt. Im Rahmen der Ausbildung in 
der menschlichen Dimension wurden im abgelaufenen Jahr zahlreiche Schu-
lungsveranstaltungen abgehalten, etwa fachspezifische Projekte für die Me-
dien, Lehrer, NGOs, Ombudsleute, Vertreter der Rechtsberufe, Vertreter von 
Flüchtlingen beziehungsweise Roma u.a. Bei vielen seiner Ausbildungsakti-
vitäten arbeitete das BDIMR mit Organisationen der Vereinten Nationen, 
dem Europarat, internationalen und lokalen NGOs und nationalen Men-
schenrechtsinstitutionen und -instituten zusammen. Dank eines dänischen 
Sonderbeitrags führt das BDIMR derzeit in den fünf zentralasiatischen Län-
dern ein dreiteiliges Schulungsprogramm für Menschenrechte durch.  
Zur Förderung der Einbeziehung der Frauen in die Gesellschaft hielt die 
OSZE über das BDIMR ein Seminar zur menschlichen Dimension ab (14. bis 
17. Oktober 1997). Dieses Seminar appellierte in seinen Empfehlungen an 
die Teilnehmerstaaten, sich stärker um die Förderung der Gleichberechtigung 
zwischen den Geschlechtern auf allen Ebenen - Besetzung von Posten, 
Aktivitäten, Projekte - zu bemühen. Das BDIMR plant für 1998 regionale 
Konsultationen zu diesem Thema in Taschkent.  
1997 nahm die NGO-Abteilung eine Reihe neuer Aktivitäten in Angriff, um 
die Zusammenarbeit zwischen nationalen und internationalen NGOs zu ver-
stärken und um die Entwicklung eines Beratungsmechanismus zwischen 
nichtstaatlichen und staatlichen Gremien anzuregen. Im Herbst 1997 began-
nen zwei derartige Programme in Albanien beziehungsweise Usbekistan. In 
Albanien kam es zu zwei Tagungen des NGO-Netzes, einmal in Form eines 
örtlichen Treffens in Tirana, auf das ein größeres, landesweites Treffen unter 
Beteiligung regionaler NGO-Vertreter folgte. Auf letzterem wurde eine 
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schwerpunktmäßig gegliederte Übersicht zu Fragen, Problemen und Lö-
sungsempfehlungen zusammengestellt und der albanischen Regierung sowie 
der vom Persönlichen Vertreter des Amtierenden Vorsitzenden der OSZE, 
Dr. Vranitzky, eingesetzten Arbeitsgruppe zugeleitet. In Usbekistan begann 
die NGO-Abteilung in Zusammenarbeit mit dem nationalen Menschenrechts-
zentrum und dem OSZE-Verbindungsbüro in Zentralasien mit der Durchfüh-
rung einer Reihe von Zusammenkünften zwischen NGOs und Regierungsbe-
amten, was ein absolutes Novum darstellt. Jedes dieser Treffen ist konkreten 
aktuellen Fragen der Menschenrechte gewidmet. Gleichzeitig hat die Abtei-
lung mit der Umstrukturierung der NGO-Datenbank begonnen, um ihre Nut-
zung durch BDIMR-Abteilungen, die NGOs und die Teilnehmerstaaten zu 
erleichtern, sowie mit der Verstärkung ihrer Vorfeldaktivitäten und der Er-
leichterung der Einbindung der NGOs in die tagtägliche Arbeit der OSZE-
Institutionen. 
Die Aktivitäten des BDIMR im Migrationsbereich konzentrierten sich auf 
Maßnahmen im Gefolge der GUS-Migrationskonferenz. Ihr Hauptziel ist es, 
die kürzlich aufgenommenen Teilnehmerstaaten der OSZE bei der Einhal-
tung ihrer OSZE-Verpflichtungen in den Bereichen zu unterstützen, die un-
mittelbar mit der Vertriebenenproblematik in Zusammenhang stehen. Es 
wurde ein Projekt entwickelt, anhand dessen in den GUS-Staaten der Über-
gang vom System der Meldepflicht in Form einer Paßeintragung (propiska) 
zu einem Wohnsitz-Meldesystem geprüft werden soll, das den OSZE-Ver-
pflichtungen und den internationalen Standards der Freizügigkeit entspricht. 
Ferner arbeitete das BDIMR in Migrationsfragen eng mit den OSZE-Lang-
zeitmissionen zusammen. In Georgien etwa bemüht sich das BDIMR ge-
meinsam mit der OSZE-Mission, der georgischen Regierung und einschlägi-
gen internationalen Organisationen um die Lösung von Rechtsfragen im 
Zusammenhang mit der Rückkehr von im Gefolge des georgisch-südosseti-
schen Konflikts Vertriebenen. Für 1998 plant das BDIMR, durch eine Schu-
lung der zuständigen Beamten und durch Projekte zur Hebung der Toleranz 
in den Rückkehrgebieten Hilfestellung bei der Rückkehr Vertriebener zu lei-
sten. 
Abgesehen von der verstärkten Zusammenarbeit mit den OSZE-Missionen 
arbeitet das BDIMR auch enger mit interessierten Teilnehmerstaaten und an-
deren OSZE-Institutionen zusammen. So wurden etwa die Kontakte mit in-
ternationalen Organisationen ausgeweitet, um Ressourcen gemeinsam zu nut-
zen und gegenseitig verstärkende Programme zu entwickeln. Derzeit sind ge-
meinsame Projekte in Albanien, Armenien, Georgien, Aserbaidschan und in 
den Zentralasiatischen Ländern im Gange. 
 
4.5 Umsetzung von Verpflichtungen im Bereich der menschlichen Di-
 mension 
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Nach wie vor befaßt sich das BDIMR mit der Sammlung und Verbreitung 
von Fakten, Zahlen und Stellungnahmen zum Stand der Durchführung im 
Bereich der menschlichen Dimension. Es nimmt wie bisher seine Frühwarn-
funktion wahr, indem es den Amtierenden Vorsitzenden über Fälle infor-
miert, in denen der Verdacht besteht, daß Verpflichtungen im Bereich der 
menschlichen Dimension nicht umgesetzt werden. Das BDIMR ist bereit, als 
beratendes Organ des Ständigen Rates und des Amtierenden Vorsitzenden 
stärker in Erscheinung zu treten, wenn dies gewünscht wird. Es dient auch 
weiterhin als Kontaktstelle für Fragen der Roma und Sinti. 
In Ausübung seines Auftrags, an der Überprüfung der Umsetzung von Ver-
pflichtungen im Bereich der menschlichen Dimension mitzuwirken, stellte 
das BDIMR dem Implementierungstreffen der OSZE zu Fragen der mensch-
lichen Dimension Material und organisatorische Unterstützung zur Verfü-
gung. Dieses Treffen, das im November in Warschau stattfand, gab den Teil-
nehmerstaaten, NGOs und internationalen Organisationen Gelegenheit zu 
einer eingehenden Überprüfung der Umsetzung aller OSZE-Verpflichtungen 
in diesem Bereich. Es wurden Vorschläge zur Verbesserung des künftigen 
Überprüfungsprozesses gemacht. Nun liegt es beim Amtierenden Vorsitzen-
den und den Teilnehmerstaaten, eine Formel zu finden, die eine wirksamere 
und zielgerichtetere Überprüfung der Durchführung ermöglicht.  
 
4.6 Zusammenfassung 
 
Die größte Herausforderung an das BDIMR wird in den kommenden Jahren 
darin bestehen, wie es seine Aufgaben im Bereich der Wahlhilfe und der För-
derung der menschlichen Dimension in praktische Aktivitäten umsetzt. Dazu 
wird eine stärker projektorientierte Vorgehensweise nötig sein, die eine neue 
Einstellung sowohl seitens des BDIMR und seiner Mitarbeiter als auch 
seitens der gesamten OSZE-Gemeinde erforderlich macht. Das Ziel ist es, 
aus dem BDIMR ein flexibles Instrument der menschlichen Dimension zu 
machen, das der OSZE und ihren Teilnehmerstaaten ständig zur Verfügung 
steht und damit dazu beiträgt, die menschliche Dimension der OSZE in all 
ihren Aspekten zu festigen und zu stärken. 
Das BDIMR hat mit einer Kombination struktureller, administrativer und in-
haltlicher Änderungen im letzten Jahr begonnen, sich relativ rasch in ein 
flexibles, integriertes und voll einsatzfähiges Instrument der OSZE umzu-
wandeln. Es ist nun gut dafür gerüstet, die Teilnehmerstaaten bei der Konso-
lidierung und Umsetzung ihrer Verpflichtungen aus der menschlichen Di-
mension noch besser zu unterstützen. 
 
5. Sicherheitskooperation 
 
5.1 Jährliches Treffen zur Beurteilung der Durchführung 
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Das siebte Jährliche Treffen zur Beurteilung der Durchführung (JTBD 97) 
des Forums für Sicherheitskooperation (FSK) fand vom 3. bis 5. März 1997 
in Wien statt. Die Teilnahme zahlreicher Experten aus den Hauptstädten so-
wie die Erörterung von Vorschlägen zur Verbesserung des bestehenden Wie-
ner Dokuments 1994 und anderer FSK-Vereinbarungen waren ein Beweis 
dafür, wie wichtig dieses Treffen für die Beurteilung der Durchführung und 
die Erörterung der Weiterentwicklung der vertrauens- und sicherheitsbil-
denden Maßnahmen ist. 
Bis 19. November 1997 wurden folgende Beschlüsse zur Verbesserung/ 
Weiterentwicklung bestehender VSBM gefaßt: 
− Es wurde vereinbart, Evaluierungsbesuche durch multinationale Evaluie-

rungsteams durchzuführen zu lassen. 
− Die Bestimmungen betreffend höhere Gewalt als Verhinderungsgrund bei 

der Erfüllung von Verpflichtungen wurden näher definiert. 
Es wurde ein einheitliches Format für Null-Berichte erstellt. 
 
5.2 Verhaltenskodex 
 
Die erste Folgekonferenz zum Verhaltenskodex der OSZE über politisch-mi-
litärische Aspekte der Sicherheit fand vom 22. bis 24. September 1997 in 
Wien statt. Die Teilnahme hochrangiger Persönlichkeiten aus den Haupt-
städten ist ein Beweis für die Bedeutung des Dokuments selbst und des 
ersten Treffens zur Überprüfung des Verhaltenskodex. Die Konferenz 
verdankte ihren Erfolg einem ausgesprochen intensiven Infor-
mationsaustausch über die Fortschritte bei der Umsetzung sowie zahlreichen 
Vorschlägen, wie die Durchführung und die Weiterentwicklung des 
Dokuments verbessert werden können. Sämtliche Anregungen werden vom 
FSK aufgegriffen werden. Es finden bereits erste Diskussionen darüber statt, 
einen Fragebogen zum Kodex als Grundlage für einen regelmäßigen 
Informationsaustausch heranzuziehen, und man erwartet in naher Zukunft 
den Beschluß über zukünftige Treffen zur Beurteilung und über eine ständige 
Kontaktstelle. 
Die Delegationen schlugen vor, daß das Konfliktverhütungszentrum (KVZ) 
die Durchführung des Kodex durch die Veranstaltung und Durchführung zu-
sätzlicher Schulungsseminare für Ausbildner unterstützen sollte. Auf Ersu-
chen der Teilnehmerstaaten hielt das KVZ im September 1997 zwei Semi-
nare (Chisinau in Moldau und Kiew in der Ukraine) zur Durchführung des 
Verhaltenskodex ab. 
 
5.3 Weltweiter Austausch militärischer Information 
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Nach einem Workshop über automatisierten Datenaustausch zwischen einer 
wachsenden Zahl von Teilnehmern wurde am 30. April 1997 der weltweite 
Austausch militärischer Information erfolgreich durchgeführt. 
 
5.4 Sonstige Aktivitäten 
 
Das FSK führte unter anderem folgende weitere Aktivitäten durch: 
Im Hinblick auf die Konferenz von Ottawa über das Verbot von Antiperso-
nenminen beschloß das FSK einen Fragebogen, der als Grundlage für einen 
jährlichen Informationsaustausch zu diesem Thema herangezogen werden 
soll. 
Es hat beschlossen, vom 26. bis 28. Januar 1998 in Wien ein drittes Seminar 
über Verteidigungspolitik und Militärdoktrinen abzuhalten. 
Die erste Überprüfung des Wiener Dokuments 1994 ist abgeschlossen. Der 
Bericht des Vorsitzenden des FSK über die Überprüfung wird dem Minister-
rat in Kopenhagen zugeleitet. 
Die Arbeitsgruppe A widmete eine Sitzung pro Monat ausschließlich der Er-
örterung von Durchführungsfragen (basierend auf schriftlichen und mündli-
chen Berichten des KVZ). 
Bisher haben Teilnehmerstaaten mit folgenden praktischen Maßnahmen ei-
nen Beitrag zur Vertrauens- und Sicherheitsbildung geleistet: 
 
 3 Besuche von Militärflugplätzen 
 68 Überprüfungsbesuche 
 32 Inspektionen 
 2 Vorführungen neuer Typen von Hauptwaffensystemen und  
  Großgerät 
 3 Besuche bei militärischen Einrichtungen 
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6. Sonstige Aktivitäten 
 
6.1 Integration kürzlich aufgenommener Teilnehmerstaaten 
 
Die OSZE setzte ihre Unterstützung für die kürzlich aufgenommenen Teil-
nehmerstaaten (RAPS) mittels Bildungs- und Ausbildungsaktivitäten der 
OSZE-Institutionen fort, insbesondere in den Bereichen Demokratieaufbau 
und Rechtsstaatlichkeit. Wie schon in der Vergangenheit erwies sich der 
Freiwillige Fonds zur Förderung der Integration kürzlich aufgenommener 
Teilnehmerstaaten erneut als wirksames Instrument der OSZE. Durch Bei-
träge einiger Teilnehmerstaaten wurde mehreren RAPS-Vertretern die Teil-
nahme an OSZE/BDIMR-Seminaren und sonstigen Aktivitäten ermöglicht.  
Besonderes Augenmerk galt den zentralasiatischen Staaten. Die OSZE inten-
sivierte merklich ihre Bemühungen, diese Länder beim Übergang zu Demo-
kratie und Marktreformen zu unterstützen, indem sie ihnen bei der Entwick-
lung demokratischer Strukturen, der Menschenrechte und der Rechtsstaat-
lichkeit zur Seite stand, um in der Region die Stabilität aufrechtzuerhalten 
und Konflikte zu verhindern. Um zu ermitteln, wie diese Ziele am besten ver-
wirklicht werden können, besuchten einige der ranghöchsten OSZE-Beam-
ten, darunter der Amtierende Vorsitzende, der Generalsekretär und der Di-
rektor des BDIMR, Kasachstan, Kirgisistan, Tadschikistan und Usbekistan, 
wo sie mit den Staatspräsidenten und anderen Regierungsvertretern zusam-
mentrafen. 
Die wichtigste Botschaft, die die OSZE-Beamten ihren Gesprächspartnern 
vermittelten, lautete, daß Zentralasien fester Bestandteil der OSZE-Gemeinde 
ist, und daß der Beitrag dieser Länder große Anerkennung findet. Sie un-
terstrichen die Bereitschaft der OSZE, den zentralasiatischen Staaten bei der 
Entwicklung ihrer demokratischen Institutionen und der menschlichen Di-
mension sowie bei der Festigung ihrer Stabilität im allgemeinen zu helfen. 
Die OSZE bot außerdem an, der Kommunikation und Zusammenarbeit zwi-
schen den zentralasiatischen Mitgliedstaaten einen Anstoß zu geben, da es 
sich dabei um ein wichtiges Element der Bemühungen zur Stärkung der re-
gionalen Sicherheit handelt. Für die zentralasiatischen Staaten ihrerseits stellt 
die OSZE einen Vermittler von unschätzbarem Wert dar, über den sie ihren 
festen Platz in einem weitergefaßten Sicherheitsgefüge finden, und ein 
Forum, in dem sie ihre Sicherheitsanliegen einschließlich der militärischen 
sowie wirtschaftlichen und umweltbezogenen Aspekte einbringen können. 
Die OSZE ist zwar keine Wirtschaftsorganisation, bekräftigte aber erneut 
ihre Bereitschaft, die internationalen Finanzinstitutionen auf die Probleme 
Zentralasiens aufmerksam zu machen.  
Die OSZE-Aktivitäten in Zentralasien verlagern sich derzeit in Richtung pra-
xisorientierter Projekte. Im Mai wurde in Taschkent unter der Schirmherr-
schaft des BDIMR ein Kurs über die philosophischen und rechtlichen Grund-
lagen des Menschenrechtskonzepts veranstaltet. Der Teilnehmerkreis dieses 
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Kurses, der erste seiner Art, der von einer internationalen Organisation in 
Usbekistan organisiert wurde, bestand unter anderem aus Personen, die von 
mit der Umsetzung der Menschenrechte befaßten Ministerien und Regie-
rungsstellen entsandt wurden, Menschenrechts-NGOs und Wissenschaftlern 
aus dem Bereich der Menschenrechte. Andere zentralasiatische Staaten 
haben von offizieller Seite um Abhaltung dieses Kurses auch in ihren 
Ländern ersucht. 
Die Unterzeichnung eines Memorandum of Understanding zwischen der Re-
gierung Usbekistans und dem BDIMR im Oktober über die Durchführung 
einer Reihe von Projekten in den Bereichen der Demokratisierung und Men-
schenrechte in Usbekistan ist ein weiteres Beispiel für dieses 
praxisorientierte Vorgehen. Ähnliche Projekte zu konkreten Fragen sind auch 
für die anderen zentralasiatischen Staaten geplant.  
Das OSZE-Verbindungsbüro in Zentralasien (CAO) spielte weiterhin eine 
wichtige Rolle bei der stärkeren Einbindung der zentralasiatischen Teilneh-
merstaaten in die OSZE. Es half bei der Organisation der Besuche von 
OSZE-Delegationen in der Region sowie bei der Veranstaltung von Semina-
ren, Workshops und Runden Tischen. Es förderte den Informationsaustausch 
zwischen OSZE-Institutionen und den zentralasiatischen Teilnehmerstaaten 
und sorgte für Herstellung und Aufrechterhaltung von Kontakten zu örtlichen 
Universitäten, Forschungsinstitutionen und NGOs. Das CAO förderte 
darüber hinaus die Einhaltung der OSZE-Prinzipien und -Verpflichtungen 
sowie die Zusammenarbeit zwischen den Ländern der Region im Rahmen der 
OSZE.  
Im Anschluß an Erörterungen mit zentralasiatischen Amtsträgern im Verlauf 
der hochrangigen OSZE-Besuche im Jahr 1997 wurde ein Konzept für die 
zukünftigen Aktivitäten des Verbindungsbüros erarbeitet. Darin ist vorgese-
hen, daß in Zukunft thematisch enger gefaßte Projekte wie Schulungskurse 
und Workshops durchgeführt werden, die sich schwerpunktmäßig mit Fragen 
zur menschlichen und wirtschaftlichen Dimension befassen. 
 
6.2 Die wirtschaftliche Dimension 
 
Das Gipfeltreffen von Lissabon forderte fortwährende Bemühungen um die 
Durchführung der OSZE-Verpflichtungen in der wirtschaftlichen Dimension 
und eine angemessene Entwicklung der OSZE-Aktivitäten mit Bezug zu 
sicherheitsrelevanten, wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Fragen. Es 
beauftragte den Ständigen Rat "die Rolle des OSZE-Sekretariats in Fragen 
der wirtschaftlichen Dimension einer Prüfung zu unterziehen und ein Mandat 
für einen Koordinator innerhalb des OSZE-Sekretariats für ökonomische und 
ökologische Aktivitäten der OSZE auszuarbeiten, das spätestens auf dem 
Treffen des Ministerrats 1997 vorzulegen ist". Während des Überprüfungs-
prozesses versorgte die Abteilung für Allgemeine Angelegenheiten die Teil-
nehmerstaaten mit Informationen und Unterlagen über ihre Tätigkeit im wirt-
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schaftlichen Bereich. Das Mandat des Koordinators wurde vom Ständigen 
Rat mit Beschluß Nr. 194 vom 5. November 1997 verabschiedet. 
Das Fünfte Treffen des Wirtschaftsforums fand vom 11. bis 13. Juni in Prag 
statt. Es stand unter dem Motto "Marktwirtschaft und Rechtsstaatlichkeit". 
Die Diskussion konzentrierte sich auf zwei wesentliche Aspekte der Rechts-
staatlichkeit in Wirtschaftsangelegenheiten, nämlich den Zusammenhang 
zwischen Rechtsstaatlichkeit und wirtschaftlicher Entwicklung und ihre 
Auswirkung für Sicherheit und Stabilität. Neben Vertretern der OSZE-Teil-
nehmerstaaten umfaßte der Teilnehmerkreis Vertreter der Kooperationspart-
ner, der Kooperationspartner im Mittelmeerraum, von NGOs und aus wissen-
schaftlichen Kreisen. Im Rahmen des Forums lud der Amtierende Vorsit-
zende die Delegationsleiter internationaler Organisationen zu einem Arbeit-
sessen, bei dem der Generalsekretär eine Rede hielt. Auf dem Forum wurde 
ferner die Liste der Seminare für 1997/98 und der Termin für das Sechste 
Treffen festgelegt, das demnach vom 3. bis 5. Juni 1998 stattfinden wird.  
In Taschkent fand vom 30. Oktober bis 1. November 1996 ein Seminar zum 
Thema "Förderung einer umweltverträglichen Entwicklung im Gebiet des 
Aralsees" statt. Das Seminar war als Folgeveranstaltung zum Vorjahrssemi-
nar "Wiederherstellung der Umwelt" in Taschkent/Urgench gedacht und zur 
Förderung des wirtschaftlichen und rechtlichen Rahmens für eine umweltver-
trägliche Entwicklung des Aralsees und zur Mobilisierung diesbezüglicher 
internationaler Aktivitäten bestimmt.  
In Almaty, Kasachstan, fand vom 22. bis 24. Oktober 1997 ein Seminar zum 
Thema "Stabile und transparente wirtschaftliche Rechtsvorschriften für den 
wirtschaftlichen und sozialen Übergang" statt. Das Seminar konzentrierte 
sich auf die gesetzlichen Bestimmungen, die für die Volkswirtschaften der 
Reformländer notwendig sind, und befaßte sich in einzelnen Sitzungen mit 
der Rolle der Gesetze für Wirtschaftsbeziehungen, den Gesetzen, die diese 
Volkswirtschaften in konkreten Bereichen brauchen, und dem zu schaffen-
den institutionellen Gefüge. 
 
6.3 Medien und Öffentlichkeitsarbeit 
 
6.3.1 Medien 
 
1997 war die OSZE in den internationalen Medien sehr präsent. Die OSZE-
Sprecherin unterhielt nicht nur regelmäßige Kontakte mit den Medien, son-
dern baute auch ihre Aktivitäten in diesem Bereich aus. 
Der Bericht von Herrn Felipe González, dem Persönlichen Vertreter des Am-
tierenden Vorsitzenden für die Bundesrepublik Jugoslawien (Serbien und 
Montenegro) erhielt im Januar und Februar in den Medienberichten große 
Aufmerksamkeit. 
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Im Zusammenhang mit der Krise in Albanien und der Arbeit des Persönli-
chen Vertreters des Amtierenden Vorsitzenden, Dr. Franz Vranitzky, schien 
die OSZE von März bis Juli ständig in den Medien auf. 
Großes Medienecho fanden auch die Kommunalwahlen in Bosnien und Her-
zegowina im September und die Parlamentswahlen in der Republika Srpska 
im November, die beide von der OSZE überwacht wurden. Die Beobachtung 
der Präsidentschaftswahlen in Serbien und Montenegro durch die OSZE ern-
tete ebenfalls großes Interesse.  
In enger Zusammenarbeit mit dem dänischen Vorsitz sorgte die OSZE-Spre-
cherin dafür, daß die Aktivitäten der Organisation weiterhin in den Medien 
und der Öffentlichkeit ihren Niederschlag finden. 
In den meisten Fällen berichteten die Medien positiv über OSZE-Operatio-
nen, insbesondere über die Arbeit der OSZE in Albanien. 
 
6.3.2 Öffentlichkeitsarbeit 
 
Die Organisation legte größeren Nachdruck auf ihre Öffentlichkeitsarbeit. 
Die Auflage des monatlichen OSCE Newsletter schnellte von 1.500 auf 5.500 
Exemplare empor. Die erhöhte Auflage ging Hand in Hand mit einer verbes-
serten Qualität. Der Newsletter enthält nun auch Bilder. Das Format wurde 
vereinheitlicht, und die Zahl der Artikel nahm zu. Als Ausgleich für die Ein-
stellung des BDIMR-Bulletin erhielt des BDIMR mehr Platz im Newsletter.  
Auf Ersuchen einiger Teilnehmerstaaten prüfte das Sekretariat die Möglich-
keit und die finanziellen Auswirkungen einer Veröffentlichung des OSCE 
Newsletter in allen sechs offiziellen OSZE-Sprachen. Ein Vorschlag wurde 
in den konsolidierten Haushaltsentwurf 1998 aufgenommen.  
Die OSZE-Website, die im Laufe der letzten Jahre mehr als 20.000mal be-
sucht wurde - ein Zeichen für das große Interesse an den Aktivitäten der Or-
ganisation - wurde durch neue Features, etwa eine interaktive Landkarte und 
einen Abschnitt über "die OSZE im Netz miteinander verflochtener Institu-
tionen", ergänzt. Die spürbare Zunahme von Anfragen und Besuchen von 
Studenten und Interessensgruppen bei der OSZE bestätigen ebenfalls diese 
Entwicklung. 
Es wurde ein System von Referenzbibliotheken eingerichtet, in dessen letzter 
Ausbaustufe in mindestens einer Bibliothek in jedem OSZE-Teilnehmerstaat 
eine umfangreiche Sammlung an maßgeblichen KSZE/OSZE-Konferenzdo-
kumenten und Informationsmaterial zu finden sein wird. 
1997 verlagerte sich der Schwerpunkt des Prager Büros von den Konferenz-
diensten zur Öffentlichkeitsarbeit. Das Prager Büro befaßt sich mit zahlrei-
chen Projekten, einschließlich der technischen Betreuung der OSZE-Web-
site, der meisten Versandlisten, der Erstellung einer CD-ROM und der Ak-
tualisierung der Kontakt-Datenbank. 
Eine Serie von "Informationsblättern" wurde herausgebracht. Das erste dieser 
Blätter befaßt sich mit Anhang 1-B Artikel IV des Allgemeinen Rahmen-
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übereinkommens für Frieden in Bosnien und Herzegowina und der subregio-
nalen Rüstungskontrolle. Weitere Veröffentlichungen werden 1998 folgen.  
Die Abteilung für Allgemeine Angelegenheiten begann mit der Aktualisie-
rung des OSZE-Handbuchs und wird im Frühjahr 1998 eine neue Fassung 
herausbringen. 
Es wurden Maßnahmen getroffen, um die Verbindung und den Informations-
austausch mit anderen internationalen Organisationen und Institutionen zu 
verbessern. 
 
6.3.3 OSZE On-line 
 
1997 suchte das Sekretariat nach neuen Wegen, um den Zugang der Teilneh-
merstaaten zu Informationen und den Informationsfluß zwischen der OSZE 
und anderen internationalen Institutionen und Organisationen zu verbessern. 
Vorgeschlagen wurde die Einrichtung eines On-line-Dienstes unter der Be-
zeichnung "OSCE Online" der neben einem für die Teilnehmerstaaten be-
stimmten Kernbereich an Daten jeweils ein Kapitel über die menschliche 
Dimension, die wirtschaftliche Dimension und eine Übersicht über alle Ope-
rationen enthält, die über die Mandate und Einsätze der OSZE und der Insti-
tutionen und Organisationen Auskunft geben soll, mit denen die Organisation 
operativ zusammenarbeitet.  
 
 
III. Die Parlamentarische Versammlung 
 
Die in der Charta von Paris als eine OSZE-Institution der ersten Stunde ein-
gerichtete Parlamentarische Versammlung (PA) hat ihre Rolle innerhalb der 
Organisation weiter ausgebaut und erweitert. Das internationale Sekretariat 
der OSZE PA mit Sitz in Kopenhagen arbeitet eng mit dem Generalsekretär 
der OSZE und den anderen OSZE-Institutionen zusammen. Der Präsident der 
PA nimmt regelmäßig an den Treffen der Troika teil und gibt die Erklärun-
gen der Versammlung auf OSZE-Gipfeltreffen und -Ministertreffen ab. Mehr 
als 300 OSZE-Parlamentarier kamen im Juli in Warschau zu ihrer Jahresta-
gung zusammen, um OSZE-Fragen und -Aktivitäten zu diskutieren. Die par-
lamentarische Dimension der OSZE hat in großem Maße dazu beigetragen, 
daß die Organisation von den nationalen Parlamenten, politischen Kreisen 
und den Regierungen der Teilnehmerstaaten mehr Unterstützung erhält.  
 
1. Jahrestagung 
 
Traditionsgemäß hielten der Amtierende Vorsitzende der OSZE sowie der 
OSZE-Generalsekretär und die Leiter verschiedener OSZE-Institutionen und 
OSZE-Missionen auf der Jahrestagung der Parlamentarischen Versammlung 
in Warschau eine Ansprache. Zentrales Thema der Tagung war eine Über-
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prüfung der Durchführung der OSZE-Verpflichtungen durch die Unterzeich-
nerstaaten der OSZE. Die Versammlung verabschiedete eine Erklärung, in 
der sie zur Durchführung in den Bereichen politische und Sicherheitsangele-
genheiten, wirtschaftliche und ökologische Fragen und der menschlichen Di-
mension Stellung nahm. 
 
2. Jährliche Informationstagung in Wien 
 
Der Ständige Ausschuß der Delegationsleiter der OSZE PA tagte im Januar 
in Wien, wo er vom Amtierenden Vorsitzenden, dem Generalsekretär und 
von Leitern der OSZE-Institutionen informiert wurde. Diese jährlichen Infor-
mationstagungen sorgen dafür, daß die Versammlung und ihre Führung 
zeitgerecht über die OSZE-Aktivitäten informiert werden und daß ein regel-
mäßiger Dialog zwischen der Regierungs- und der parlamentarischen Seite 
der OSZE stattfindet. 
Unmittelbar vor der Tagung des Ständigen Ausschusses organisierte die Par-
lamentarische Versammlung in Zusammenarbeit mit dem österreichischen 
Parlament ein dreitägiges Seminar für mehr als 40 Parlamentarier aus Zen-
tralasien und dem Transkaukasus. Kernstück des Seminars waren Vorträge 
von Experten sowie Erörterungen zum Thema parlamentarische Demokratie 
und Rechtsstaatlichkeit. Die Seminarteilnehmer nahmen auch an der jährli-
chen Informationstagung und der Tagung des Ständigen Ausschusses teil. 
 
3. Wahlbeobachtung 
 
Die Parlamentarische Versammlung leistete auch in diesem Jahr einen wich-
tigen Beitrag zu den Bemühungen der OSZE im Bereich der Wahlüberwa-
chung. Die Versammlung entsandte umfangreiche Parlamentarierabordnun-
gen zur Überwachung der Wahlen in Kroatien, Bulgarien, Albanien, Bosnien 
und Herzegowina und der Republika Srpska. Parlamentarier als gewählte 
Mandatare verleihen der OSZE bei ihren Wahlprojekten hinsichtlich Wir-
kung und Glaubwürdigkeit größeres Gewicht und stellen darüber hinaus ihre 
Führungsqualitäten in den Dienst von OSZE-Teams für Kurzzeitbeobach-
tung. Anläßlich des Troika-Treffens im September in Kopenhagen unter-
zeichneten der Amtierende Vorsitzende und der Präsident der Parlamentari-
schen Versammlung ein Kooperationsabkommen zwischen der Versamm-
lung und dem BDIMR, durch das die kooperativen und einander ergänzen-
den Arbeitsbeziehungen zwischen diesen beiden wichtigen OSZE-Institu-
tionen weiter ausgebaut werden sollen. 
 
4. Besuche und Missionen des Präsidenten 
 
Der Präsident und andere Mandatare der Parlamentarischen Versammlung 
unternahmen in Unterstützung der laufenden Arbeit der Organisation ver-
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mehrt offizielle Besuche und Missionen im OSZE-Gebiet, insbesondere dort, 
wo Langzeitmissionen im Einsatz sind. 1997 besuchte der Präsident der Par-
lamentarischen Versammlung unter anderem die OSZE-Missionen in Kroa-
tien, Bosnien und Herzegowina, Albanien und Usbekistan, und stand darüber 
hinaus an der Spitze einer hochrangigen OSZE-Parlamentarierdelegation in 
die Türkei, um insbesondere die Menschenrechtslage in diesem Land zur 
Sprache zu bringen. Der Präsident stattete ferner den Parlamenten Polens und 
der Russischen Föderation offizielle Besuche ab, während einer der Vizeprä-
sidenten der Versammlung einem gemeinsamen Ersuchen des Parlaments 
und des Präsidenten Georgiens nachkam und eine Mission nach Georgien 
und Abchasien unternahm, um in seiner Eigenschaft als Sonderberichterstat-
ter über die dortige Lage zu berichten. 
 
5. Seminare, Konferenzen und Treffen 
 
Mitglieder und Vertreter der Versammlung nahmen an Tagungen teil, die 
von anderen OSZE-Institutionen organisiert wurden, darunter dem Wirt-
schaftsforum in Prag, dem vom BDIMR in Warschau veranstalteten Seminar 
über Wahlüberwachung und dem Überprüfungstreffen zur menschlichen Di-
mension. Darüber hinaus baute die Parlamentarische Versammlung ihre 
eigenen Aktivitäten beträchtlich aus und organisierte im September in Tasch-
kent ein Seminar über Sicherheit, Demokratie und Menschenrechte sowie im 
Oktober in Monaco eine Konferenz über subregionale wirtschaftliche 
Zusammenarbeit. Über 50 Parlamentarier aus Zentralasien und dem 
Transkaukasus und ebenso viele Parlamentarier aus anderen OSZE-Staaten 
nahmen an dem in Verbindung mit einer Sitzung des erweiterten Präsidiums 
der OSZE PA organisierten Seminar in Taschkent teil. Es wurde beschlossen, 
nächstes Jahr eine Tagung dieser Art in Tiflis abzuhalten. Die Konferenz in 
Monaco war eine gemeinsame Veranstaltung mit der Wirtschaftskommission 
der Vereinten Nationen für Europa (ECE) und wurde von über 200 
Parlamentariern und offiziellen Vertretern aus dem gesamten OSZE-Gebiet 
besucht. Der Generalsekretär der OSZE und ein hochrangiger Vertreter des 
Amtierenden Vorsitzenden sowie führende Vertreter verschiedener 
regionaler Wirtschaftsorganisationen richteten das Wort an die Konferenz. 
 
6. Sonstige Aktivitäten 
 
Die Parlamentarische Versammlung verlieh zum zweiten Mal den jährlich zu 
vergebenden Preis für Journalismus und Demokratie, diesmal an die Organi-
sation Reporters sans frontières mit Sitz in Frankreich, die die Arbeit von 
Journalisten unterstützt, die sich um die internationale Berichterstattung in 
Gebieten bemühen, in denen die Pressefreiheit eingeschränkt oder stark be-
schnitten ist.  
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Das vom internationalen Sekretariat der OSZE PA in Kopenhagen unterhal-
tene Stipendienprogramm wurde erweitert; nun stehen Forschungsstipendien 
für über 15 Bewerber aus verschiedenen OSZE-Ländern zur Verfügung. Für 
die Informationsunterlagen der Kurzzeit-Wahlbeobachter der OSZE zeichne-
ten in erster Linie die Stipendiaten der OSZE PA verantwortlich. Die Dauer 
der Stipendien beträgt sechs Monate und kann bis zu einem Jahr verlängert 
werden. 
 
 
IV. Beziehungen zu internationalen Organisationen und Institutionen 
 
Die OSZE baute ihre Zusammenarbeit mit anderen internationalen Organisa-
tionen beträchtlich aus. In zahlreichen Zusammenkünften mit ranghohen offi-
ziellen Vertretern und Experten in den Zentralen oder vor Ort wurden Mög-
lichkeiten für eine verstärkte Koordinierung und Zusammenarbeit auf der 
Grundlage der jeweiligen Stärken ermittelt, mit dem Ziel, Doppelgleisigkeit 
und Mittelvergeudung zu verhindern und Synergien und Wertschöpfung zu 
erzielen. 
Die Arbeitsbeziehungen zwischen der OSZE und den Vereinten Nationen 
wurden durch vermehrte Kontakte auf hoher Ebene und eine bessere Koordi-
nierung und engere Zusammenarbeit vor Ort weiter verstärkt. 
Am 12. Dezember 1996 ergriff der Generalsekretär auf der 51. Tagung der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen während der üblichen Debatte 
zur Resolution über die Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen 
und der OSZE das Wort. Er unterrichtete die Generalversammlung über die 
verschiedenen OSZE-Aktivitäten und führte Gespräche mit dem Generalse-
kretär und anderen hochrangigen UNO-Beamten über die Interaktion zwi-
schen den Vereinten Nationen und der OSZE in verschiedenen Bereichen. 
Die verstärkte Zusammenarbeit zwischen der OSZE und den Vereinten Na-
tionen sowie anderen internationalen Organisationen erhielt zusätzliche Im-
pulse vom jährlichen trilateralen Treffen auf hoher Ebene, das dieses Jahr am 
24. Januar in Genf unter Beteiligung von Vertretern von UNO-Institutionen, 
des Europarats, der OSZE sowie der Internationalen Organisation für Migra-
tion (IOM) und des Internationalen Komitees vom Roten Kreuz (IKRK) ab-
gehalten wurde. Die Teilnehmer prüften Möglichkeiten zur Erzielung von 
operativen Synergien in ihren Tätigkeitsbereichen, etwa durch die elektroni-
sche Weitergabe von Informationen, zum Beispiel im ehemaligen Jugosla-
wien, im Kaukasus und in Zentralasien. Diskutiert wurden ferner Anschluß-
aktivitäten an die im Mai 1996 in Genf abgehaltene Internationale Konferenz 
über Flüchtlinge und Vertriebene in der GUS.  
Die Zusammenarbeit zwischen der OSZE und den Vereinten Nationen vor 
Ort hat sich erheblich verstärkt. Die Kontakte zwischen den OSZE-Missio-
nen und den Vertretern der Vereinten Nationen in Ländern wie Georgien, 
Moldau oder Tadschikistan nahmen zu. In manchen Gebieten führte dies zu 

 534



einer de-facto-Arbeitsteilung, bei Wahrung der autonomen Entscheidungsfin-
dung und der Eigenart jeder Organisation. Die Zuteilung eines Mitglieds der 
OSZE-Mission zum UNO-Menschenrechtsbüro in Suchumi, Abchasien, Ge-
orgien, der eng mit dem Direktor dieses Büros und dem Sonderbeauftragten 
des Generalsekretärs der Vereinten Nationen für Georgien zusammenarbeitet, 
trug auf innovative und wirksame Weise zur Festigung der Zusammenarbeit 
vor Ort bei. 
Die engeren Arbeitsbeziehungen zwischen der OSZE und den Vereinten Na-
tionen zeigten sich auf der 52. Tagung der Generalversammlung der Verein-
ten Nationen, auf der wie üblich der Generalsekretär der OSZE das Wort er-
griff. Die von der Generalversammlung am 25. November 1997 verabschie-
dete Resolution über "Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen 
und der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa" betont 
den Beitrag der OSZE zur Sicherheit in Europa, begrüßt die verbesserte Zu-
sammenarbeit und Koordination zwischen den beiden Organisationen und 
die Fortschritte in der gemeinsamen Arbeit vor Ort und ersucht den General-
sekretär der Vereinten Nationen, mit dem Amtierenden Vorsitzenden und 
dem Generalsekretär der OSZE nach Möglichkeiten zu suchen, um diese In-
teraktion weiter zu stärken. 
Die OSZE verstärkte ihre engen Arbeitsbeziehungen mit dem Europarat 
auch durch verschiedene Zusammenkünfte am Sitz und auf Expertenebene.  
Abgesehen von dem genannten trilateralen Treffen auf hoher Ebene fand am 
4. Februar in Oslo ein "2+2-Treffen" zwischen den Amtierenden Vorsitzen-
den und den Generalsekretären der OSZE und des Europarats statt. Das Tref-
fen erhob den Stand der Zusammenarbeit zwischen den beiden Organisatio-
nen, untersuchte Möglichkeiten zur Verbesserung des Informationsaus-
tauschs, prüfte die Lage in Bosnien und Herzegowina, insbesondere in bezug 
auf die zukünftigen Pläne der beiden Organisationen, und erörterte Projekte 
im Zusammenhang mit der Freiheit der Medien. 
Am 10. März kam es zu einem OSZE/Europarat-Treffen in Straßburg zwi-
schen Experten aus verschiedenen Ländern und Mitgliedern der Ständigen 
Delegationen aus Straßburg und Wien, die einen Gedanken- und Erfahrungs-
austausch über die verschiedenen Mechanismen, über die die beiden Organi-
sationen zur Überwachung der Durchführung von Verpflichtungen verfügen, 
abhielten. 
Die umfangreichen Kooperations- und Konsultationsmechanismen zwischen 
OSZE und Europarat lassen sich unter anderem an den Besuchen des Gene-
ralsekretärs des Europarats bei der OSZE am 13. Februar und 23. Oktober 
ablesen. In seiner Rede im Ständigen Rat informierte er über das zweite Gip-
feltreffen des Europarats, den Stand der Beitrittsverfahren einiger Länder 
zum Europarat und die verschiedenen Programme des Europarats in Regio-
nen, in denen auch die OSZE aktiv ist, etwa Albanien, Belarus, Bosnien und 
Herzegowina, Kroatien und der Kaukasus. Er wies vor allem auf die 
Notwendigkeit einer fortgesetzten, pragmatischen, aktionsorientierten und 
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gegenseitig verstärkenden Zusammenarbeit zwischen dem Europarat und der 
OSZE auf der Grundlage von Unabhängigkeit und gegenseitiger Ergänzung 
hin und sprach sich besonders nachdrücklich dafür aus, die jeweiligen Stär-
ken beider Organisationen im Interesse einer besseren Konfliktverhütung 
gemeinsam zu nutzen. 
Im Rahmen der regelmäßigen trilateralen Treffen auf hoher Ebene zwischen 
Europarat, OSZE und Vereinten Nationen fand am 4. November in Wien 
unter dem Vorsitz der OSZE ein zielorientiertes Treffen zum Thema Kauka-
sus statt, an dem Vertreter des Europarats und verschiedener Organisationen 
der Vereinten Nationen sowie offizielle Vertreter des IKRK, der IOM und 
der Europäischen Kommission teilnahmen. Der informelle und pragmatische 
Rahmen bot den Teilnehmern die Möglichkeit, sich über die Aktivitäten der 
anderen in der Region zu informieren und die Aussichten auf eine verstärkte 
Zusammenarbeit vor Ort abzuschätzen. 
Die Kooperation und Koordination zwischen der OSZE und anderen interna-
tionalen Organisationen wurde durch zwei Treffen erheblich verstärkt, die 
die OSZE anläßlich des Besuchs des Generalsekretärs im April in Georgien 
und im Juli in Usbekistan organisierte. Diese Treffen vor Ort waren insofern 
von großem Nutzen, als sie - in manchen Fällen zum ersten Mal - die in den 
beiden Ländern tätigen internationalen Organisationen und NGOs zusam-
menführten und ihnen Gelegenheit gaben, einander kennenzulernen und Er-
fahrungen und Informationen auszutauschen. Es gelang, Tätigkeitsbereiche, 
in denen es Überschneidungen gab, sowie Lösungen ausfindig zu machen, 
um Doppelgleisigkeit durch Ergänzung zu ersetzen.  
Auf dem Treffen der Missionsleiter im Juni in Wien, zu dem die OSZE inter-
nationale Organisationen eingeladen hatte, die in Ländern tätig sind, in denen 
sich OSZE-Missionen befinden, wurde auch der Umfang der weiteren Zu-
sammenarbeit vor Ort fixiert.  
Da der Informationsaustausch eine wesentliche Voraussetzung für die Koor-
dination ist, fanden am 23. Januar und 3. Oktober zwei Treffen von EDV-Ex-
perten der wichtigsten, im OSZE-Gebiet tätigen internationalen Organisatio-
nen statt. Diese Treffen verfolgten das Ziel, konkrete Vorschläge zur Erleich-
terung des Informationsflusses durch den Einsatz elektronischer Kommuni-
kationsmittel auszuarbeiten und dem trilateralen Treffen auf hoher Ebene zu 
unterbreiten.  
Am 29. und 30. September fand in Portoroz, Slowenien, ein Seminar über 
"Zusammenarbeit zwischen internationalen Organisationen und Institutionen: 
Erfahrungen in Bosnien und Herzegowina" statt. Dieses Seminar war auf An-
regung der Abteilung für Allgemeine Angelegenheiten vom OSZE-Sekreta-
riat organisiert worden und gab der internationalen Gemeinschaft Gelegen-
heit, ihre Erkenntnisse bezüglich der verschiedenen Verpflichtungen in Bos-
nien und Herzegowina in bezug auf Sicherheit, wirtschaftliche Angelegen-
heiten, Menschenrechte und andere Bereiche zu vergleichen und Lehren für 
die Zukunft zu ziehen. An dem Seminar nahmen hochrangige Vertreter aus 

 536



30 Teilnehmerstaaten teil, darunter hochrangige Vertreter der Präsidentschaft 
Bosniens und Herzegowinas, der Föderation Bosnien und Herzegowina und 
der Republika Srpska. Ergänzt wurde der Teilnehmerkreis durch Vertreter 
Japans, Koreas, Ägyptens, Israels und einer großen Anzahl in Bosnien und 
Herzegowina engagierter internationaler Organisationen und Institutionen. 
 
 
V. Beziehungen zu den Kooperationspartnern 
 
Die OSZE setzte ihre Arbeit mit ihren Kooperationspartnern Japan und Re-
publik Korea sowie ihren Kooperationspartnern im Mittelmeerraum, Ägyp-
ten, Algerien, Israel, Marokko und Tunesien fort. 
Japan und die Republik Korea leisteten einen erheblichen Beitrag zur Finan-
zierung der Kommunalwahlen in Bosnien und Herzegowina. Japan entsandte 
darüber hinaus Überwacher für diese Wahlen und Personal für die OSZE-
Mission in Bosnien und Herzegowina.  
Auf dem Gipfeltreffen von Lissabon im Dezember 1996 fand ein Minister-
treffen der OSZE-Troika mit den Kooperationspartnern im Mittelmeerraum 
statt, um den Zustand der Zusammenarbeit zwischen ihnen zu beurteilen, das 
Sicherheitsmodell zu erörtern und einen Meinungsaustausch zu anderen 
Fragen von gemeinsamem Interesse abzuhalten.  
Vom 3. bis 5. September fand in Kairo, Ägypten, ein weiteres Mittelmeerse-
minar statt. Sein Thema lautete: "Das Sicherheitsmodell für das einundzwan-
zigste Jahrhundert: Auswirkungen auf den Mittelmeerraum". Neben Vertre-
tern aus 33 OSZE-Teilnehmerstaaten wohnten dem Seminar Vertreter aus 
Ägypten, Israel, Marokko und Tunesien bei. Zu den teilnehmenden interna-
tionalen Organisationen zählten die Arabische Liga und die Organisation für 
afrikanische Einheit.  
Auf dem Seminar wurde das Prinzip der Unteilbarkeit der Sicherheit in der 
OSZE-Region und im Mittelmeerraum erneut unterstrichen. Viele Teilneh-
mer wiesen auf die Notwendigkeit hin, im zukünftigen OSZE-Sicherheits-
modell den Mittelmeerraum als wesentliche Komponente zu berücksichtigen. 
Es wurde festgestellt, daß die OSZE im Mittelmeerraum eine wichtige Rolle 
spielen könnte, insbesondere durch Hilfe bei der Förderung der Rechts-
staatlichkeit, der Entwicklung vertrauensbildender Maßnahmen für die Be-
ziehungen zwischen den Kooperationspartnern im Mittelmeerraum und durch 
ein Konzept für kooperative Strategien zur Auseinandersetzung mit gemein-
samen Anliegen, wie etwa dem Terrorismus. 
Die regelmäßigen Tagungen der Mittelmeer-Kontaktgruppe in Wien stellten 
einen weiteren wichtigen Beitrag zur Verbesserung des Dialogs und der Zu-
sammenarbeit zwischen der OSZE und ihren Kooperationspartnern im Mit-
telmeerraum dar. Auf diesen Tagungen informierten hochrangige OSZE-Ver-
treter über die Bestrebungen der OSZE in verschiedenen Bereichen, wie etwa 
Förderung vertrauensbildender Maßnahmen, Schutz nationaler Minderheiten, 
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Förderung von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit sowie Umsetzung von 
Maßnahmen zur Konfliktverhütung, Krisenbewältigung und Streitbeilegung. 
Gemeinsam mit Vertretern der Kooperationspartner im Mittelmeerraum 
erörterten sie Möglichkeiten, wie sich die Erfahrung und Prinzipien der 
OSZE auf den Mittelmeerraum übertragen ließen. 
 
 
VI. Kontakte zu nichtstaatlichen Organisationen (NGOs) 
 
Die Organisation befaßt sich mit Mitteln und Wegen zur weiteren Intensivie-
rung ihrer Zusammenarbeit mit nichtstaatlichen Organisationen.  
Bei der Verbindung zu den NGOs kam neben dem Sekretariat auch dem Bü-
ro für demokratische Institutionen und Menschenrechte (BDIMR) eine 
wichtige Rolle zu. Dessen NGO-Abteilung gab den Anstoß zu einer Reihe 
von Aktivitäten, die die Zusammenarbeit zwischen den NGOs stärken und 
deren Kontakte mit Regierungsstellen verbessern sollen. In Albanien war die 
NGO-Abteilung am Aufbau eines Netzwerks der örtlichen NGOs beteiligt, 
und in Usbekistan begann sie gemeinsam mit dem nationalen usbekischen 
Menschenrechtszentrum und dem OSZE-Verbindungsbüro in Zentralasien, 
eine Reihe von NGO-Treffen zu Menschenrechtsfragen zu veranstalten. Es 
sind dies die ersten Treffen dieser Art, die je in Usbekistan abgehalten wur-
den. Auch am alle zwei Jahre vom BDIMR veranstalteten Implementierungs-
treffen zu Fragen der menschlichen Dimension beteiligten sich NGO-Ver-
treter aktiv. Sie erhielten bei dem Treffen Gelegenheit zu einem Meinungs-
austausch über die Umsetzung der OSZE-Verpflichtungen im Bereich der 
menschlichen Dimension. 
Kontakte mit den NGOs sind nach wie vor ein wichtiger Teil der Aktivitäten 
des Hohen Kommissars für nationale Minderheiten, der bei seinen Missionen 
in OSZE-Staaten im Sinne vorbeugender Diplomatie besonders auf NGOs als 
mögliche Informationsquellen zurückgriff. 
Die OSZE-Missionen pflegten den Kontakt zu den NGOs, die in den für ihr 
jeweiliges Mandat maßgeblichen Gebieten tätig sind. In vielen Fällen wurden 
konstruktive Arbeitsbeziehungen aufgebaut. Informationsaustausch und 
Koordinierungstätigkeit erwiesen sich als wirksame Instrumente, um in Ge-
bieten gemeinsamen Interesses rasch zu Ergebnissen zu kommen.  
Wie in der Vergangenheit angeregt, wurden einige NGOs zum jährlichen 
Schulungsseminar für Missionsmitglieder eingeladen, wo sie künftige und 
bereits im Einsatz befindliche Missionsmitglieder über ihre Arbeit in den 
verschiedenen Gastländern der OSZE-Missionen informierten. 
Im Juni nahmen mehrere NGOs an der Tagung der Missionsleiter in Wien 
teil, auf der ein Überblick über ihre Aktivitäten vorgestellt und neue Kanäle 
zur Zusammenarbeit erkundet wurden. Auf der Tagung der Missionsleiter im 
November in Warschau äußerte das BDIMR die Anregung, bei jeder Mission 
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ein Mitglied zu bestellen, das für Aspekte der menschlichen Dimension und 
für Kontakte mit dem BDIMR und den NGOs zuständig ist. 
 
 
VII. Verwaltung und Finanzen 
 
1. Finanzen 
 
1.1 Haushaltsplanung 
 
Der Haushaltsplan für 1997 wurde am 19. Dezember 1996 vom Ständigen 
Rat genehmigt (PC.DEC/150). Ursprünglich belief er sich auf insgesamt 
309,5 Millionen ATS. Für die Aufgaben der OSZE in Bosnien und Herzego-
wina genehmigte der Ständige Rat kurz danach einen Haushalt in Höhe von 
248,9 Millionen ATS (PC.DEC/152). Der Haushaltsplan 1997 wurde noch 
einmal erhöht, um zusätzliche Mittel für den Persönlichen Vertreter des Am-
tierenden Vorsitzenden für den Konflikt, mit dem sich die Minsker Konfe-
renz befaßt (1,3 Millionen ATS) und für die Wahlbeobachtungsaktivitäten 
des BDIMR (3,1 Millionen ATS) vorzusehen und Rückstellungen für das 
"Konzept für BDIMR-Aktivitäten" (2,4 Millionen ATS) vorzunehmen. 
Der Ständige Rat genehmigte am 18. September für die Aktivitäten der 
OSZE in Albanien für den Zeitraum vom 22. April bis 31. Dezember einen 
Haushaltsplan in Höhe von 24,2 Millionen ATS und am 20. November einen 
revidierten Haushaltsplan für die OSZE-Mission in Kroatien in Höhe von 
79,5 Millionen ATS. 
Der Gesamthaushaltsplan für das Jahr 1997 beträgt nun (mit Stichtag 27. No-
vember) 656,4 Millionen ATS, was gegenüber 1996 eine Erhöhung um 120,5 
Millionen ATS, das sind 22,49 Prozent, darstellt. Diese Erhöhung ist haupt-
sächlich auf die verstärkten Aktivitäten des BDIMR, die Aufstockung der 
Mission in Kroatien und die neuen Aktivitäten in Albanien zurückzuführen. 
 
1.2 Rechnungswesen 
 
Der Abschluß 1996 wurde den externen Prüfern am 26. März 1997 vorge-
legt. Ihr Bericht enthielt einen uneingeschränkten Bestätigungsvermerk, der 
bescheinigt, daß 
− der Jahresabschluß die finanzielle Lage der OSZE zum 31. Dezember 

1996 und die Ergebnisse der bis zu diesem Zeitpunkt abgeschlossenen 
Transaktionen korrekt ausweist, 

− der Jahresabschluß nach allgemein anerkannten Grundsätzen des Rech-
nungswesen erstellt wurde, 

− die Buchungen im Einklang mit den genehmigten Finanzverfahren und 
gesetzlichen Bestimmungen erfolgten. 
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Der geprüfte Jahresabschluß 1996 wurde den Delegationen der Teilnehmer-
staaten am 5. Juni 1997 vorgelegt und vom Ständigen Rat am 10. Juli 1997 
angenommen (PC.DEC/180). 
 
1.3 Cash Management 
 
Aufgrund der Zunahme der aus freiwilligen Beiträgen finanzierten Aktivitä-
ten nahm der Kapitalfluß der OSZE 1997 weiter zu. Im Durchschnitt lag der 
monatliche Barsaldo insgesamt 20 Prozent über den Zahlen des Vorjahrs. Zur 
Maximierung der Kapitalerträge wurden das ganze Jahr hindurch kurzfristige 
Bareinlagen vorgenommen, die am 21. November 1997 einen Stand von 8,2 
Millionen ATS auswiesen. 
Im Einklang mit dem PC-Beschluß Nr. 182 vom 17. Juli 1997 wurde ein 
Fonds für unvorhergesehene Ausgaben in Höhe von 30 Millionen ATS ein-
gerichtet. Der Fonds soll es der OSZE ermöglichen, nach einem Beschluß 
des Ständigen Rates über eine neue OSZE-Aktivität umgehend tätig zu 
werden und den entsprechenden Finanzbedarf noch vor der Genehmigung 
des entsprechenden Zusatzhaushaltsplans bereitzustellen, wodurch die 
flüssigen Mittel der OSZE weiter gestärkt werden. 
 
2. Personal 
 
2.1 Personalstatut 
 
Das Personalstatut wurde vom Ständigen Rat genehmigt und trat am 1. Ja-
nuar 1997 in Kraft. Die entsprechenden Dienstvorschriften für das Personal 
wurden vom Generalsekretär herausgegeben. 
 
2.2 Interne Verfahren 
 
Bis zum Vorliegen eines Systems für die gesamte Personalverwaltung und 
-einstellung wurde ein vorläufiger Dienstplan für die Einstellung des Perso-
nals ausgearbeitet. 
 
2.3 Einstellung von Personal 
 
Da die im Sekretariat neugeschaffenen Dienstposten zur Unterstützung der 
Missionen in Kroatien beziehungsweise in Bosnien und Herzegowina besetzt 
werden mußten, verdoppelten sich die Einstellungsaktivitäten im Vergleich 
zu 1996. Darüber hinaus wurde für mehrere Schlüsselpositionen in den bei-
den genannten Missionen die Direktbesetzung (anstelle einer Dienstzutei-
lung) genehmigt. Den vierundzwanzig (24) Stellenausschreibungen im Jahr 
1996 standen bis November 1997 dreiundvierzig (43) Stellenausschreibun-
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gen für befristete Dienstposten gegenüber, daneben fiel ein erhebliches Ar-
beitsvolumen für die Einstellung von Kurzzeitpersonal an. 
 
3. Abteilung für Informationstechnologie 
 
3.1 Sekretariat 
 
Neben der Unterstützung für die gesamte Software und Computerausrüstung 
(etwa 500 Großteile) und deren Beschaffung und zusätzlich zur Hilfestellung 
bei der laufenden Evaluierung und Erprobung neuer Technologien (z.B. 
WinNT und Office 97) wurden 1997 im Sekretariat die folgenden entschei-
denden Verbesserungen an der Infrastruktur der Informationssysteme vor-
genommen: 
− die gesamte Netzverkabelung am Kärntner Ring wurde für das derzeitige 

Arbeitsvolumen und den mittelfristig erwarteten zusätzlichen Arbeitsan-
fall aufgerüstet; 

− es wurde eine zentrale und sichere Einrichtung zur Unterbringung aller 
Server und der gesamten Netzausrüstung am Kärntner Ring installiert 
(die Klimatisierung soll 1998 folgen); 

− Alle Netzbenutzer erhielten E-mail-Zugriff zum Internet (einige techni-
sche Probleme müssen noch gelöst werden); 

− die Kapazität der Datenverbindung zwischen dem Kärntner Ring und den 
Räumlichkeiten in der Hofburg wurde verstärkt (und soll zu Beginn des 
Jahres 1998 fertiggestellt sein). 

 
3.2 Missionen 
 
Die IT-Abteilung lieferte auch 1997 allgemeine Betreuung und Hilfe für eine 
Reihe konkreter IT-relevanter Projekte. 
− Sie war der Abteilung für Missionsunterstützung (MSS) bei der Festle-

gung des Umfangs, der Ausschreibung und Auswahl ihres BPR-Projekts 
(Business Process Re-engineering) behilflich. 

− Sie lieferte allgemeine EDV-Beratung und -Betreuung (z.B. Maßnahmen 
zur Verhinderung von Computerviren) einschließlich der Hilfestellung 
bei der Beschaffung von EDV-Ausrüstung und Software. 

− Sie rüstete alle Missionen mit Internet-Anschluß aus. 
− Sie gab 580 Notebooks aus, die in der Folge zurückgeholt, aufgerüstet 

und erneut ausgegeben wurden (Ende 1997 zur Hälfte abgeschlossen). 
− Sie beriet und half bei der laufenden Betreuung aller wichtigen Compu-

terkomponenten. 
 
3.3 IT-Strategieplan 
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Es wurde ein Modellkonzept für eine OSZE-weite Informationssystem-Stra-
tegie ausgearbeitet und an zahlreiche OSZE-Benutzer mit der Bitte um Stel-
lungnahme weitergeleitet. Nach der Bestellung eines neuen Leiters für die 
IT-Abteilung wird die Strategiearbeit ausgeweitet, und 1998 werden entspre-
chende Vorschläge vorgelegt werden. 
 
3.4 Statistische Zusammenfassung für 1997 
 
Das Jahr 1997 war gekennzeichnet durch eine rasche Zunahme beim Ankauf 
und der Indienststellung von Computerausrüstung und einem entsprechenden 
Servicebedarf. 
− Die Anzahl der im Sekretariat und in der Abteilung für Konferenzdienste 

unterstützten PCs nahm um 27 Prozent zu (gegenüber einer Zunahme von 
26 Prozent im Jahr 1996). 

− Die Anzahl der in Betrieb befindlichen Server nahm um 71 Prozent zu 
(gegenüber einer Zunahme von 75 Prozent im Jahr 1996). 

− Die auf den Servern gespeicherte Datenmenge stieg um mehr als 100 Pro-
zent. 

− Der Umfang der elektronischen Post via Internet stieg exponentiell von 
120 auf mehr als 1000 Nachrichten pro Tag. 

− Die Anzahl der in den Missionen eingesetzten PCs erhöhte sich auf mehr 
als das Doppelte und beträgt nun etwa 1.200. 

 
4. Rechtliche Angelegenheiten 
 
Die Institutionen und Missionen erhielten laufend Beratung und Hilfe in 
Rechtsfragen. Dabei ging es hauptsächlich um die Aushandlung und den 
Abschluß von Verträgen und internationalen Vereinbarungen, Vorrechte und 
Immunitäten in den Gastländern der OSZE-Institutionen sowie Angelegen-
heiten betreffend den Status und die Aktivitäten von Missionen und deren 
Personal, Personalfragen, die Umsetzung des Personalstatuts samt Dienstvor-
schriften einschließlich der Ausarbeitung eines Mandats für das Schiedsgre-
mium sowie Versicherungsangelegenheiten. 
 
5. Sonstige Verwaltungsaufgaben 
 
Die Abteilung für Verwaltung (DAB) stellte auch den OSZE-Missionen wie 
bisher eine Reihe von Dienstleistungen zur Verfügung, etwa einen Post-
dienst, ausreichenden Nachschub zur Aufrechterhaltung der täglichen Ein-
sätze, Reise- und Unterbringungsvorkehrungen für Mitarbeiter des Sekreta-
riats und der Missionen und die ordnungsgemäße Anmeldung des Personals 
bei den österreichischen Behörden und die Anerkennung der dem Personal 
zustehenden Behandlung. Die DAB bewältigte die zunehmend schwierige 
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Aufgabe, die Inhaber zusätzlicher Dienstposten und das Zusatzpersonal der 
Missionen in den relativ knappen Büroräumlichkeiten unterzubringen. Das 
Anwachsen der Organisation brachte eine beträchtliche Ausweitung des Do-
kumentenvolumens und der Aktenführung in der Archivabteilung mit sich. 
Als Beispiel sei der Fax-Verkehr angeführt, der im Vergleich zu 1995 und 
trotz des zunehmenden Einsatzes der elektronischen Post um etwa 75 Prozent 
zunahm.  
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